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Vorwort

„Das Wasser ist der Ursprung und das Prinzip aller Dinge“ meinte einst der griechi-
sche Philosoph Thales von Milet. Und wirklich: Das kühle Nass ist die wichtigste 
Ressource auf unserem Planeten und die Grundlage für das Leben aller Menschen, 
Tiere und Pflanzen. Auch in unserem Land leben wir vom Wasser und mit dem 
Wasser in seinen vielfältigen Erscheinungsformen: Niederschlagswässer lassen 
die Steiermark erblühen und schaffen die Voraussetzung für unsere herrliche Kul-
turlandschaft. Trinkwasser in bester Qualität ist der zentrale Bodenschatz für die 
Zukunft. Die effiziente Entsorgung von Abwässern sorgt für Hygiene und beugt 
Krankheiten vor. Wasser ist zugleich Lebensspender und Energieträger, Naturge-
walt und Kulturgut. 

Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung unseres Landes ist un-
trennbar mit dem Wasser verbunden - das „Atlasband der grünen Mur“, wie es in 
unserer Landeshymne heißt, prägt die Steiermark ebenso wie zahlreiche andere 
Flüsse, Bäche und Seen, Quellen und Brunnen in allen Landesteilen. In diesem 
steirischen Wasserschatz liegt eine Aufgabe und eine Verpflichtung: Gerade in Zei-
ten, in denen der Klimawandel natürliche Ressourcen knapper werden lässt und 
sich um Fragen der Rohstoffnutzung immer mehr politische Spannungen entwi-
ckeln, sind wir dazu aufgerufen, mit unserem Reichtum verantwortungsvoll um-
zugehen und im Sinne der Nachhaltigkeit generationengerechte Lösungen für die 
Bewirtschaftung der steirischen Wasservorräte zu erarbeiten. In den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten wird – neben der Vorsorge gegenüber Naturgefahren und 
der Verankerung einer vorausschauenden Raumplanung – vor allem die Instand-
haltung und Sanierung unserer Wasserinfrastruktur einen wesentlichen Schwer-
punkt unserer Tätigkeit bilden. 

Der vorliegende Wasserwirtschaftsplan 2022 ist ein wichtiges Fundament für die 
künftige Arbeit aller Verantwortlichen in der steirischen Wasserwirtschaft und 
eine unverzichtbare Informationsquelle für alle Interessierten. Mein herzlicher 
Dank für die Erstellung dieses Planes gilt dem Team der Abteilung 14 unter der be-
währten Leitung von Hofrat Dipl.-Ing. Johann Wiedner. Ich bin zuversichtlich, 
dass dadurch das Bewusstsein für das Wasser als „Ursprung und Prinzip aller Din-
ge“ weiter gestärkt wird.

Ihr

Landesrat Ök.-Rat Hans Seitinger

Liebe Steirerinnen und Steirer!
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Der Steirische Wasserwirtschaftsplan 2008 hatte das Ziel die Aufgaben der Abtei-
lung auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft in Abstimmung mit den landespoliti-
schen Interessen zukunftsorientiert darzustellen. Die nunmehr im Steirischen 
Wasserwirtschaftsplan 2022 erfolgte Aktualisierung und Fortschreitung doku-
mentiert die erzielten Erfolge und schafft den Rahmen für die Aufgaben und Her-
ausforderungen bis 2030 und darüber hinaus. Dazu notwendig sind gute fachliche 
Grundlagen, eine effiziente und qualifizierte Wasserwirtschaftsverwaltung und 
ein hohes Wasserbewusstsein der Bevölkerung. 

Die Basis für den Wasserwirtschaftsplan bilden die nationalen und landesspezifi-
schen rechtlichen Vorgaben wie z. B. das Wasserrechtsgesetz oder die Förderungs-
gesetze. Die formulierten Ziele, die bis 2030 angestrebt werden, können in den de-
finierten Strategien und Wirkungen nur im begrenzten Ausmaß durch die Abtei-
lung 14 – Wasserwirtschaft, Ressourcen und Nachhaltigkeit erfüllt werden, für 
eine weitgehende Zielerreichung bedarf es mehr denn je der Zusammenarbeit al-
ler an der Wasserwirtschaft Beteiligten. Dort, wo die Zielvorgaben und Rahmen-
bedingungen eine gleichgerichtete Wasserbewirtschaftung nicht vorgeben, wird 
es erforderlich sein, im Dialog eine Mitwirkung an den im Wasserwirtschaftsplan 
definierten Zielen zu erreichen.

Die Problem- und Themenstellungen haben sich für die Wasserwirtschaft neben 
den gesellschaftlichen, politischen und fachlichen Entwicklungen insbesondere 
durch den Klimawandel verändert. Den Auswirkungen des Klimawandels wird 
sowohl im Wissensaufbau als auch in der Maßnahmensetzung zunehmend und 
verstärkt Rechnung zu tragen sein. Wie bisher wird eine regelmäßige Beobach-
tung der Zielerreichung vorzunehmen sein und es werden immer wieder Anpas-
sungen an neue Entwicklungen erforderlich sein. 

Dem einen oder anderen Experten und Interessenten an der Wasserwirtschaft 
mag der Plan auch diesmal in der Themenstellung und Detaillierung unzurei-
chend sein. Die Planerstellung verfolgte aber grundsätzlich das Ziel, die wesentli-
chen Schwerpunkte und Aufgabenstellungen der Politik und seiner Wasserwirt-
schaftsverwaltung zu formulieren, wobei genügend Möglichkeit einer weiteren 
Präzisierung und Detailierung auf Maßnahmenebene gegeben ist. Die Schwer-
punkte liegen in der Erhaltung eines intakten Wasserhaushaltes und des guten 
Zustandes unserer Gewässer, in der Sicherung der Trinkwasserversorgung, in der 
Gewässerreinhaltung sowie in der Erreichung des bestmöglichen Hochwasser-
schutzes. 

Der durch umfassende Nutzungen und Eingriffe verletzlich gewordene Wasser-
haushalt kommt durch den Klimawandel zusätzlich unter Druck. Die Wasserwirt-
schaft und alle Beteiligten und Nutzer werden sich in den anstehenden Anpas-
sungsmaßnahmen einbringen müssen. 

Dipl.-Ing. Johann Wiedner 
Abteilungsleiter 

Wasser braucht Wissen und Verantwortung



5

Wasser als Trinkwasser ist ein Lebensmittel und ein wesentlicher Bestandteil ho-
her Lebensqualität. Der Natur- und Erholungsraum wird bestimmt von der Menge 
und der Qualität des Wassers. Die Entwicklung von Siedlungs- und Wirtschafts-
standorten steht in enger Verbindung mit der Verfügbarkeit von Wasser. Die Pro-
duktion von Lebensmitteln aus der Landwirtschaft bis zur Verarbeitung ist von 
der ausreichenden Verfügbarkeit von Wasser abhängig.

Demgegenüber stellt das Wasser, in Form von Hochwasser und als Auslöser von 
Rutschungen, eine Gefahr für den Menschen und seinem, der Natur abgerunge-
nen, Lebens- und Nutzungsraum dar.

Die Sicherung der vielseitigen Ansprüche an das Wasser und die Minimierung der 
wasserbedingten Naturgefahren fordern einen nachhaltigen Umgang mit der Res-
source Wasser. 

Der Schutz der Wasservorkommen vor Verunreinigungen, qualitativer und quanti-
tativer Übernutzung, die Sicherung der Grundwasserneubildung, der gefahrlose 
Hochwasserabfluss sowie die Erhaltung des wasserbeeinflussten Naturraumes 
sind die wesentlichsten Elemente dieser Nachhaltigkeit. Über die Nutzungsan-
sprüche hinaus wirken sich auch andere Rahmenbedingungen auf die Wasserbe-
wirtschaftung aus. So gilt es verstärkt die Auswirkungen des Klimawandels zu 
bewerten, Anpassungsstrategien zu entwickeln und zielführende Maßnahmen 
umzusetzen. 

Das Österreichische Wasserrechtsgesetz (WRG 1959) regelt die Bewirtschaftung 
des Wassers, die Nutzungsmöglichkeiten und die Schutzerfordernisse. Es regelt 
aber auch Aufgaben und Verantwortungen im Umgang mit dem Wasser und defi-
niert die Zuständigkeit des Landes im Rahmen der mittelbaren Bundesverwal-
tung. Immer wieder wurden und werden die im Rahmen der Europäischen Union 
vereinbarten wasserwirtschaftlichen Ziele und Vorgaben in das nationale Recht 
integriert.

Die Bundesländer nehmen neben den übertragenen Aufgaben auch Kompetenzen 
in Gesetzgebung, Programmerstellung und Umsetzung im eigenen Wirkungsbe-
reich und insgesamt umfassende Gestaltungsmöglichkeiten in der Wasserwirt-
schaft wahr.

Der Wasserwirtschaftsplan Steiermark soll die wasserwirtschaftlichen Zielset-
zungen des Landes bis 2030, die dazu notwendigen wichtigen Strategien und 
Maßnahmen sowie die dadurch erreichbaren bzw. angestrebten Wirkungen dar-
stellen und die Grundlage für die Tätigkeiten der Wasserwirtschaft des Landes 
bilden.

Einleitung

Die Landschaft der 
 Steiermark, das Leben von 

Mensch und Tier  sowie  
die Entwicklung der  

Wirtschaft sind geprägt 
von und eng verbunden mit 

Wasser in all seinen  
Erscheinungsformen.
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Die wasserwirtschaftliche Situation der Steier-
mark ist geprägt durch vielseitige Landschafts-
formen und unterschiedlichste geologische Ver-
hältnisse. Dazu kommen ein weitreichender An-
spruch an den Naturraum und an das Wasser so-
wie ein hoher Lebensstandard der Bevölkerung.

Die Erhaltung und Entwicklung von Siedlungs-
räumen und Wirtschaftsstandorten greift unmit-
telbar und in vielfacher Weise in die Qualität und 
Quantität des Wasserhaushaltes ein und erfordert 
weitreichende wasserwirtschaftliche Infrastruk-
turmaßnahmen wie Wasserversorgung, Abwas-
serentsorgung und Hochwasserschutz.

Die Basis für die Sicherung der landwirtschaftli-
chen Produktion ist ein intakter Bodenwasser-
haushalt. Die landwirtschaftliche Bewirtschaf-
tung und der Einsatz von Produktionsmittel stel-
len ein Belastungspotenzial für die Ressource 
Wasser dar. Die klimafreundliche Nutzung der 
Energie des Wassers kann sich nachteilig auf den 
Wasserhaushalt und die ökologische Funktions-
fähigkeit der Gewässer auswirken.

Mit den Instrumenten des Wasserrechtes, der 
Raumordnung und der Förderungsgesetze ist es 
gelungen, eine weitestgehend zufriedenstellende 
wasserwirtschaftliche Ordnung in der Steiermark 
herzustellen und einen überwiegend guten Zu-
stand der Fließgewässer und der Grundwasser-
vorkommen zu erhalten. In den letzten zwei Jahr-
zehnten konnte in der Qualität der Gewässergüte, 
aber auch im Umgang mit den Fließgewässern 
Fehler der Vergangenheit beseitigt und Verbesse-
rungen erzielt werden.

Wasserhaushalt und Wassernutzungen
Die Wasserbilanz für die Steiermark weist im 
Jahresdurchschnitt einen Niederschlag von 1.050 
mm auf, eine Entnahme aus dem Wasserkreislauf 
für Haushalt, Industrie und landwirtschaftliche 
Bewässerung von rund 30 mm sowie eine Ver-
dunstung von rund 500 mm. Die Rahmenbedin-

Bestandsaufnahme
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gungen und der Wasserhaushalt differieren regi-
onal sehr stark zwischen den alpinen Gebieten 
der Obersteiermark und den pannonisch beein-
flussten Landschaften der Oststeiermark.

Das Wasserbuch führt rund 28.500 aktive Wasser-
rechte, die eine Nutzung des Wassers durch Ent-
nahme, Einleitung stofflicher Belastungen bzw. 
Eingriffe auf die Struktur des Gewässers zulas-
sen. Zahlreiche Nutzungen sehen die Entnahme 
von Wasser aus Fließgewässern und dem Grund-
wasser vor. Neben der Entnahme von Wasser für 
die Wasserversorgung ist die Nutzung für die 
Energieerzeugung sowie für gewerbliche, indust-
rielle und landwirtschaftliche Produktionen in 
einem großen Ausmaß gegeben und prägt den 
Wasserhaushalt, aber auch die Struktur unserer 
Fließgewässer.

Daneben bestehen zahlreiche, nicht bewilligte 
bzw. nicht bewilligungspflichtige Inanspruch-
nahmen, die in Summe ebenfalls einen beachtli-
chen Einfluss auf den Wasserhaushalt haben 
können.

Die weitreichende und noch immer stark zuneh-
mende Flächenversiegelung behindert die Versi-

ckerung der Niederschläge in den Untergrund 
und beeinträchtigt damit die Grundwasserneubil-
dung bzw. erzeugt verstärkte Abflussschwankun-
gen in den Fließgewässern.

Auch wenn derzeit die Einwirkungen auf den 
Wasserhaushalt die wesentlichen Nutzungsinter-
essen kaum einschränken, gibt es jedoch erste 
Anzeichen, dass bei anhaltenden und unverän-
derten Eingriffen in den Wasserhaushalt negati-
ve Auswirkungen zunehmen und andauernde Be-
einträchtigungen zu erwarten sind. Dies gilt für 
Fließgewässer ebenso wie für Grundwasser und 
dabei insbesondere auch für gespannte Tiefen-
grundwasservorkommen.

Eine Verstärkung dieser Auswirkungen ist dann 
zu erwarten, wenn sich die Rahmenbedingungen 
bei dem dargestellten Klimawandel zu Unguns-
ten des Wasserhaushaltes entwickeln. Damit 
würden neue Nutzungsmöglichkeiten verhindert 
werden bzw. wäre die Basis der erteilten Wasser-
rechte verändert. Vom Klimawandel betroffen 
sein können die Grundwasserneubildung, die 
Ausgewogenheit des Bodenwasserhaushaltes, die 
Entwicklung der Nieder- und Hochwasserfüh-
rung in Bächen und Flüssen sowie die stoffliche 

Die Wasserbilanz für die Steiermark © Hydrologischer Atlas Österreich
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Belastung von Grundwasser und Fließgewässern, 
vor allem in niederschlagsärmeren Regionen.

Gewässerzustand
Auf Basis der schon jahrzehntelang angewende-
ten Methode zur Bewertung der Gewässergüte 
weisen die steirischen Fließgewässer und Grund-
wasservorkommen überwiegend eine hohe Ge-
wässerqualität auf. Die biologische Güte der Fließ-
gewässer konnte in den letzten Jahrzehnten ver-
bessert werden und entspricht heute in weiten 
Bereichen auch den EU-Vorgaben.

In den letzten Jahren hat sich jedoch die Belas-
tungssituation der Grundwasservorkommen des 
Leibnitzer Feldes, des Unteren Murtales und in 
weiteren Gebieten in der Oststeiermark wieder 
verschlechtert, sodass wasserrechtliche Maß-
nahmen zu setzen waren. Zuletzt war wieder eine 
positive Entwicklung erkennbar.

Die seit 2003 ins österreichische Wasserrechtsge-
setz implementierte Wasserrahmenrichtlinie der 
Europäischen Union sieht eine erweiterte Form 
der Feststellung des Zustandes von Gewässern 

vor. Neben der stofflichen Belastung werden die 
hydro- und ökomorphologischen Strukturen der 
Fließgewässer für die Zustandsbeschreibung mit-
einbezogen. Die vielerorts bis Ende des 20. Jahr-
hunderts durchgeführten Eingriffe in die Gewäs-
serstruktur, vor allem im Interesse des Hochwas-
serschutzes und der Wasserkraft, stellen Belas-
tungen dar und wirken sich negativ auf die Zu-
standsbewertung aus. So erreichen derzeit nur 
40 % der untersuchten Fließgewässer den in der 
Wasserrahmenrichtlinie geforderten Zielzustand 
(zumindest guter Zustand). Das heißt, 60 % weisen 
Defizite auf. Im Rahmen einer stufenweisen Ziel-
erreichung wurden in diesen Wasserkörpern in 
den letzten Jahren zahlreiche Maßnahmen ge-
setzt bzw. sind in den nächsten Jahren noch er-
forderlich, um den guten Zustand zu erreichen. 
Gewässerstrecken, bei denen dies nicht ohne Ein-
schränkung von Nutzungen, wie z. B. Spitzen-
stromerzeugung und Hochwasserschutz, mit ver-
hältnismäßigem Aufwand möglich ist, werden 
auf Dauer als „erheblich verändert“ ausgewiesen. 
Hier muss zumindest ein gutes ökologisches Po-
tenzial erreicht werden. 

Zustand der Qualitätskomponente Hydromorphologie © GIS Steiermark
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Im Bereich Grundwasser werden durch die Ent-
wicklungen der letzten Jahre, ergänzt durch wei-
tere Monitoring-Ergebnisse, die Vorgaben aus den 
Regionalprogrammen fortzuführen sein.

Bereits im Nationalen Gewässerbewirtschaf-
tungsplan (NGP) 2009 wurde aufgrund der Ge-
samtbelastungssituation unserer Gewässer, einer 
nicht vollständig vorhandenen Datengrundlage 
sowie aus Gründen der Umsetzbarkeit und Wirt-
schaftlichkeit unter Ausnutzung der Möglichkei-
ten der Wasserrahmenrichtlinie eine stufenweise 
Anpassung der Gewässer an den Zielzustand bis 
2027 festgelegt.

So wurde im ersten NGP 2009 der Fokus auf die 
großen Gewässer mit einem Einzugsgebiet größer 
500 km2 gelegt. Maßnahmen waren vor allem die 
Herstellung der Durchgängigkeit und Verbesse-
rung der Restwassersituation für diese Gewässer. 
Die Umsetzung der Maßnahmen erfolgte mit ei-
nem 2012 verordneten 1. Sanierungsprogramm 
für Fließgewässer und wurden mit Mitteln des 
Bundes und Landes Steiermark gefördert. Damit 
konnten von 106 nicht passierbaren Querbauwer-
ken bis dato 95 Anlagen bzw. 90 % saniert werden. 

Im NGP 2015 wurde als nächste Stufe die Errei-
chung des Zielzustandes für die großen Gewässer 
und die Herstellung der Durchgängigkeit für die 
Gewässer größer 100 km2 festgelegt. Nachdem für 
die zweite Phase der Sanierung keine Fördermit-
tel von Seiten des Bundes zur Verfügung gestellt 
werden konnten und die Verhältnismäßigkeit 
bzw. Zumutbarkeit für die Herstellung der Durch-
gängigkeit daher bei den zu sanierenden Anlagen 
Großteils nicht mehr gegeben war, wurde das Sa-
nierungsprogramm lediglich auf die Mindestrest-
wasserabgabe bei Ausleitungsstrecken ausgelegt. 
2019 wurde das 2. Sanierungsprogramm für Fließ-
gewässer verordnet. Bei rund 120 Anlagen konnte 
damit die Restwassersituation bisher verbessert 
werden. 

Für die dritte Periode ist nunmehr entsprechend 
dem NGP 2021 insbesondere die Anpassung der 
Restwasserabgabe für sämtliche Anlagen in Ge-
wässern größer 10 km2 vorgesehen sowie die Her-
stellung der Durchgängigkeit für die Gewässer 
größer 100 km2. Darüber hinaus sind für Schwer-

punktgewässer morphologische Maßnahmen 
umzusetzen. Die Herstellung der Fischpassierbar-
keit und Restwasseranpassung soll im Rahmen 
eines 3. Sanierungsprogrammes erfolgen. 

Bereits 2015 wurde unter Anwendung des § 55g 
WRG ein Regionalprogramm zum Schutz ökolo-
gisch bedeutender Gewässerstrecken erlassen. 
Die Auswahl der Gewässerstrecken erfolgte nach 
gewässerökologischen und energiewirtschaftli-
chen Kriterien. Vorrangiges Ziel des Regionalpro-
grammes ist der Erhalt der letzten noch weitge-
hend naturbelassenen Abschnitte innerhalb des 
steirischen Gewässernetzes, wobei auf die voraus-
sichtliche Entwicklung zukünftiger Nutzungser-
fordernisse insbesondere in Bezug auf die Trink-
wasserversorgung, den Schutz vor Naturgefahren 
und den Ausbau der Wasserkraftnutzung Bedacht 
genommen wird. Das Regionalprogramm wird 
derzeit evaluiert, wobei aktuelle Entwicklungen, 
neue Datengrundlagen und eine aktuelle Potenzi-
alstudie Wasserkraft eingearbeitet werden.

Mit der Umsetzung des ersten und zweiten Sanie-
rungsprogrammes konnten bereits viele Gewäs-
serabschnitte verbessert werden. Ebenfalls konn-
te damit in den zu sanierenden Gewässern auch 
wesentlich zur Zielzustandserreichung beigetra-
gen werden. Mit dem 3. Sanierungsprogramm 
soll nunmehr der letzte Schritt zur Zielzustands-
erreichung in Bezug auf die Herstellung der 
Durchgängigkeit und Restwassersituation umge-
setzt werden.

In Ergänzung dazu sollen mit dem aktualisierten 
„Regionalprogramm zum Schutz von Gewässer-
strecken“ durch Bewirtschaftungsreglementie-
rungen natürliche und ökologisch wertvolle Ge-
wässerstrecken vor Nutzungen weitestgehend 
geschützt werden. Damit kann die Verschlechte-
rung dieser Gewässerstrecken verhindert und im 
Zusammenhang mit der Vernetzung sanierter Ge-
wässerabschnitte auch ein erheblicher Anteil zur 
Zielzustandserreichung beigetragen werden.

Fließgewässer als Natur- und  
Erholungsraum
Die zahlreichen Bäche und Flüsse, aber auch Seen 
und Teiche bilden selbst wertvolle Ökosysteme 
und sind oftmals prägende Elemente eines weit-
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reichenden, verzweigten Biotopverbundes. Ge-
stützt auf die Nutzungsbeschränkungen des Was-
serrechtsgesetzes, aber auch des Naturschutz-
rechtes können Gewässer und Grundflächen ge-
schützt und erhalten werden.

Eine vollständige Freihaltung der Oberflächenge-
wässer von Nutzungen ist nur dann möglich, 
wenn diese unter besonderen Schutz gestellt bzw. 
Verschlechterungen des Zustandes nur mehr un-
ter besonderem öffentlichen Interesse zulässig 
sind.

War es in der Vergangenheit vor allem der not-
wendige Ausbau von Hochwasserschutzanlagen 
zur Sicherung von Siedlungsgebieten und zur 
Schaffung von hochwertigen landwirtschaftli-
chen Produktionsflächen, aber auch der Ausbau 
von Verkehrsinfrastruktur, so besteht aktuell ein 
Beeinträchtigungspotenzial des gewässergepräg-
ten Naturraumes durch die fortschreitenden Ent-
wicklungen von Siedlungs- und Wirtschaftsräu-
men und der dazu erforderlichen Infrastruktur, 
durch Interessen der Tourismus- und Freizeit-

wirtschaft und vor allem durch den Ausbau der 
Wasserkraft.

Gerade die ökomorphologische Bestandsanalyse 
der Gewässer nach den Vorgaben der Wasserrah-
menrichtlinie weist nur mehr einen geringen Pro-
zentsatz (circa 20 %) an Gewässern mit sehr gu-
tem Zustand auf. Neben den Möglichkeiten der 
Erhaltung des Naturraumes an Fließgewässern in 
Genehmigungsverfahren wird vor allem auch im 
Rahmen der Verwaltung des Öffentlichen Was-
sergutes dem erforderlichen Schutzinteresse 
Rechnung getragen.

Die Nutzung von gewässernahen Flächen an Bä-
chen bzw. Flussläufen als Erholungsraum, wie 
zum Beispiel in Form von Geh- und Radwegen, ist 
zumeist im Einklang mit dem Schutz des wasser-
relevanten Naturraumes möglich. Ähnliches gilt 
für Nutzungen direkt am Gewässer, wie z. B. für 
Bootsanlegerstellen.

Während die steirischen Seen und Badeteiche, so-
fern sie als Badestellen genutzt werden, den 
strengen Anforderungen der Europäischen Union 
für öffentliche Badestellen entsprechen müssen 

Fließgewässer sind Lebensadern der grünen Steiermark © A14 
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(Badegewässerrichtlinie), ist dies an Fließgewäs-
sern im Allgemeinen nicht gegeben.

Schutz der Fließgewässer vor  
Abwassereinleitungen
Die überwiegend gute Qualität der steirischen Ge-
wässer ist vor allem das Ergebnis einer weitest 
gehenden Abwasserentsorgung. Mehr als 95 % 
der Abwässer der steirischen Bevölkerung wer-
den über öffentliche Kanalisationsanlagen ge-
sammelt und dem Stand der Technik entspre-
chenden Reinigungsanlagen zugeführt. Die in-
dustriellen und gewerblichen Abwässer werden 
überwiegend vorbehandelt in öffentliche Kanali-
sationsanlagen eingeleitet (Indirekteinleiter) oder 
in betriebseigenen Kläranlagen (Direkteinleiter) 
behandelt. 

Außerhalb des öffentlichen Entsorgungsberei-
ches werden zwischenzeitlich rund 7.500 Haus-
kläranlagen betrieben. 

Mit einem seit 1972 geförderten Investitionsvolu-
men von rund 3,6 Milliarden Euro bestehen nun 
mehr als 590 öffentliche Kläranlagen und rund 

19.500 km öffentliche Kanäle und rund 10.000 km 
Hausanschlussleitungen.

Lagen die jährlichen Investitionsvolumina für 
Maßnahmen der Abwasserentsorgung zu Beginn 
der 2000er-Jahre, in der Zeit des intensiven Aus-
baues der öffentlichen Abwasserinfrastruktur, bei 
durchschnittlich 100 Millionen Euro, lagen sie in 
den letzten Jahren bei rund  30 Millionen Euro

Für die nächsten Jahre verbleibt der abschließen-
de Ausbau der Entsorgungsinfrastruktur. Zuneh-
mend gilt es, die umfassende Infrastruktur in 
Funktion und Wert zu erhalten. Obwohl die Inves-
titionen in die Kanalsanierung zunehmen, liegt 
der aktuelle Wert für Reininvestitionen unter dem 
Erfordernis von zumindest 1,5 bis 2 %, bezogen auf 
den Erstbeschaffungswert.

Die Finanzierung des Ausbaues, der Instandhal-
tung und des Betriebes der Abwasseranlagen 
wird mit öffentlichen Förderungen unterstützt so-
wie durch Beiträge und Gebühren der Bevölke-
rung getragen. Die derzeit eingehobenen Gebüh-
ren von durchschnittlich 2,10 bis 2,50 Euro pro m³ 

Ökologischer Gesamtzustand der Fließgewässer © GIS Steiermark
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(entspricht rund 100 bis 120 Euro pro Person und 
Jahr) gelten im Allgemeinen als zumutbar.

Die öffentliche Abwasserentsorgung wird von Ge-
meinden, Wasserverbänden und Genossenschaf-
ten durchgeführt. Eine umfassende Kooperation 
der Gemeinden ist durch Vorgaben der Förde-
rungsgesetze in einem großen Umfang gegeben. 
Insgesamt sind 200 Gemeinden in 54 Abwasser- 
bzw. Reinhaltungsverbände zusammengeschlos-
sen. Die Größe der Verbände reicht von drei bis zu 
über zehn Gemeinden bzw. Mitglieder!

Sichere Trinkwasserversorgung
Es ist davon auszugehen, dass die Bevölkerung 
der Steiermark über eine ausreichende Menge an 
Trinkwasser mit der erforderlichen Qualität ver-
fügt. Dies gilt insbesondere für jene rund 90 % der 
Einwohner, die über öffentliche Wasserversor-
gungsanlagen, die von Gemeinden mit ihren Be-
trieben und Unternehmen, Wasserverbänden und 
Genossenschaften errichtet und betrieben wur-
den, versorgt werden.

In den Ausbau der Wasserversorgungsinfrastruk-
tur wurden von 1972 bis 2021 geförderte Investiti-
onen von rund 1 Milliarde Euro realisiert. Die dazu 
bereitgestellten Landesförderungen betrugen 
rund 140 Millionen Euro. Das steirische Wasser-
versorgungssystem umfasst mehr als 4.600 Was-
sergewinnungsanlagen (Brunnen und Quellen), 
mehr als 2.700 Speicherbehälter und rund 16.000 
km Rohrleitungen. Bekannt ist auch die Erschlie-
ßung und Wasserableitung von Trinkwasser zur 
Versorgung der Stadt Wien über die I. und die II. 
Wiener Hochquellenwasserleitung.

Die Versorgungssicherheit konnte in den letzten 
Jahren durch das weitgehend abgeschlossene In-
vestitionsprogramm „Wassernetzwerk Steier-
mark“ deutlich erhöht werden. Im Rahmen des 
Netzwerkes wurde bzw. wird vor allem auch die 
Herstellung eines innersteirischen Wasseraus-
gleiches verfolgt. Die Leitprojekte Plabutschlei-
tung und Transportleitung Oststeiermark sind 
fertiggestellt und seit vielen Jahren erfolgreich in 
Betrieb. Die bereits in den 1990er-Jahren in Be-
trieb genommene Hochschwab Süd Transportlei-
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tung bildet die Basis eines innersteirischen Was-
serausgleiches. 

Das Programm „Wassernetzwerk Steiermark“ 
wird aktuell einer Evaluierung unterzogen, wobei 
insbesondere die aktuellen Erkenntnisse über die 
Auswirkungen des Klimawandels auf die Trink-
wasserwirtschaft sowie die demografischen Ent-
wicklungen berücksichtigt werden sollen.

Die Wassergewinnungsanlagen sind weitestge-
hend durch Schutz- und Schongebiete bzw. durch 
Regionalprogramme geschützt. Probleme ergeben 
sich immer wieder durch erhöhte Nitratwerte, 
insbesondere im Leibnitzer Feld und im Unterem 
Murtal, sowie durch eine zunehmend erkennbare 
Übernutzung von gespannten Grundwasservor-
kommen (Arteser).

Der Ausbau öffentlicher Ortswasserversorgungs-
netze, die insbesondere nach den Trockenperio-
den der Jahre 2000 bis 2003 und der damit ver-
bundenen Ausfälle von Einzelwasserversorgungs-
anlagen notwendig geworden sind, ist weitge-
hend realisiert worden. Daneben wurde in den 
letzten Jahren aber auch in die Adaptierung bzw. 

Neuerrichtung von Einzelwasserversorgungsan-
lagen investiert.

Das Alter der Leitungsinfrastruktur erfordert zu-
nehmend Aufwendungen für umfassende In-
standhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen. Die 
Funktions- und Werterhaltung der Anlagen wird 
aktuell nicht in ausreichendem Maß wahrge-
nommen, die Reinvestitionsrate liegt, bezogen auf 
die Herstellungskosten, deutlich unter den erfor-
derlichen 1,5 bis 2 %.

Die durchschnittlichen Trinkwassergebühren lie-
gen bei 1,40 bis 1,50 Euro pro m³ bzw.  60 bis 70 
Euro pro Person und Jahr. Im nationalen und in-
ternationalen Vergleich können diese Gebühren 
als angemessen und zumutbar gewertet werden.

Schutz vor Naturgefahren
Charakteristische Landschaftsformen und Sied-
lungsstrukturen der Steiermark machen es erfor-
derlich, besondere Anstrengungen in den Schutz 
von Siedlungen bzw. Industriegebieten vor Hoch-
wasser zu investieren. Die bereits seit Jahrhun-
derten vorgenommene und nach wie vor anhal-

Die Trinkwasserversorgung erfolgt qualitätsgesichert mit Anlagen auf neuestem Stand der Technik © A14
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tende Siedlungstätigkeit in den steirischen Talla-
gen stellt ein dauerhaftes Hochwassergefähr-
dungspotenzial dar.

Für die zahlreichen steirischen Gewässer liegen 
umfassende Hochwasserabflussuntersuchungen 
sowie Gefahrenzonenpläne vor. So sind für rund 
2.700 km die Hochwasseranschlagslinien HQ30, 
HQ100 und HQ300 bereits ausgewiesen. Derzeit 
werden für rund 300 km Fließgewässerstrecken 
Aktualisierungen und Neuausweisungen von 
Hochwasserabflussbereichen ausgearbeitet. Dar-
über hinaus wurden seit Inkrafttreten der Gefah-
renzonenplanverordnung im Zuständigkeitsbe-
reich der Bundeswasserbauverwaltung im Jahre 
2014 bereits 114 Gefahrenzonenpläne für Gemein-
den mit einer Gewässerlänge von rund 750 km er-
stellt. 

Die Wildbach- und Lawinenverbauung hat in ih-
rem Zuständigkeitsbereich für die Siedlungsge-
biete von Gemeinden überall Gefahrenzonenplä-
ne ausgewiesen. Ein großer Teil der Siedlungs-
räume ist nicht hochwassergefährdet bzw. mit 
einem HQ100-Hochwasserschutz versehen. 

Seit dem Jahr 2000 wurden im Rahmen der Bun-
deswasserbauverwaltung insgesamt 489 Millio-
nen Euro in schutzwasserbauliche Maßnahmen 
und Anlagen sowie in die Gewässererhaltung in-
vestiert, dazu wurden 155 Millionen Euro an Lan-
desmittel bereitgestellt. Die Wildbach- und Lawi-
nenverbauung hat seit 2000 in Schutzmaßnah-
men an Wildbächen und vor Lawinen insgesamt 
390 Millionen Euro investiert, dazu wurden 73 
Millionen Euro Förderung des Landes zur Verfü-
gung gestellt.

Aktuelle Erhebungen weisen einen erheblichen 
Handlungsbedarf bei der Umsetzung von aktiven 
Hochwasserschutzmaßnahmen auf. So wurde zu-
letzt ein Investitionsbedarf im Ausmaß von 598 
Millionen Euro bis 2030 bzw. jährlich von 50 Mil-
lionen Euro festgestellt.

Neben den baulichen Anlagen zum Schutz vor 
Naturgefahren werden passive Maßnahmen, al-
len voran die Freihaltung bzw. Schaffung von Re-
tentionsräumen, betrieben. Die Freihaltung von 
Hochwasserabflussbereichen wird seit Beschluss 
des Sachprogrammes zur hochwassersicheren 
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Entwicklung von Siedlungsräumen im Jahr 2005 
wesentlich erleichtert.

Seit Mitte der 1980er-Jahre wird der Schutzwas-
serbau unter besonderer Berücksichtigung der 
Gewässerökologie und mit naturnahen Bauwei-
sen umgesetzt. Zwischenzeitlich wurden vielfach 
im Rahmen von Schutzwasserprojekten ökologi-
sche Verbesserungen an Gewässern bzw. Rück-
bauten durchgeführt.

Zunehmend hat in den letzten Jahren die gesamt-
hafte Betrachtung aller Bereiche in Zusammen-
hang mit Hochwasserereignissen an Bedeutung 
gewonnen. Es wurde damit begonnen, Hochwas-
ser-Management zu betreiben bzw. Aktionspläne 
zu erstellen. Als Teil eines umfassenden Hoch-
wasser-Managements wurden Hochwasser-
warnsysteme und Hochwassermeldedienste im 
Rahmen des Hydrografischen Dienstes im Lande 
eingerichtet.

Hangrutschungen sind auch als durch Wasser 
verursachte Naturgefahren zu werten. Seit 2000 
wurden 73,2 Millionen Euro in die Sanierung von 
Rutschungen zum Schutz von Gebäuden und 
hochwertigen landwirtschaftlichen Flächen in-
vestiert. Die Ausweisung von gefährdeten Rutsch-
hängen in einem Kataster ermöglicht es, die Nut-
zung solcher Flächen zu vermeiden.

Wasserwirtschaftliche Grundlagen
Eine qualitätsvolle und nachhaltig ausgerichtete 
Wasserwirtschaft erfordert umfassende und ge-
sicherte Grundlagen. Die Erhebung, Auswertung 
und Analyse von Daten zum Wasserkreislauf 
wurde ursprünglich im Hydrografiegesetz bzw. 
wird zwischenzeitlich im Wasserrechtsgesetz ge-
regelt. Die so gewonnenen Daten sind die Basis 
für die Erstellung von Projekten und deren Bewer-
tung in Genehmigungsverfahren. Weiters ermög-
lichen diese Daten die Beobachtungen der was-
serwirtschaftlichen Entwicklung im Lande und 
die Entwicklung von Maßnahmenprogrammen.

Seit über hundert Jahren wird die Erhebung des 
quantitativen Wasserkreislaufes durch den Hyd-
rografischen Dienst Steiermark durchgeführt. Die 
qualitativen Wasserkreislaufdaten werden von 
der Gewässeraufsicht erhoben und ausgewertet.

Umfassende Daten, systematisch über Jahrzehn-
te beobachtet und aufbereitet, stehen für Oberflä-
chengewässer und Grundwasser sowie für Nie-
derschlag und Temperatur zur Verfügung. Diese 
Beobachtungs- und Messdaten werden ausge-
wertet und in Monats- und Jahresberichten auch 
öffentlich zugänglich gemacht bzw. bilden die Ba-
sis für hydrologische und hydrogeologische Gut-
achten. Zur Sammlung der Wasserkreislaufdaten 
wird ein umfassendes Messnetz mit aktuell 1.100 
Messstellen betrieben, die Daten werden von 

Investitionen der Jahresbauprogramme Schutzwasserwirtschaft © A14
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Hand ausgelesen bzw. zunehmend online in die 
Zentrale übermittelt.

Im Rahmen des Hydrografischen Dienstes wer-
den Hochwasserdaten über Hochwasserwarn-
dienste und Hochwasserwarnsysteme vor allem 
für die Katastropheneinsatzorganisationen be-
reitgestellt.

Neben der kontinuierlichen Erhebung des Was-
serkreislaufes werden von der Hydrografie gezielt 
Ressourcenerkundungen durchgeführt, als Basis 
für die Erschließung bzw. den Schutz von Grund-
wasservorkommen verschiedenster Art. 

Neben der Erfassung des Wasserkreislaufes wer-
den wasserwirtschaftliche Daten über Anlagen, 
Planungen, Studien und mit Wasser im Zusam-
menhang stehenden Maßnahmen gesammelt, 
ausgewertet und für Planungen bereitgestellt. 
Dazu zählen Anlagenverzeichnisse (z. B. Wasser-
versorgungsanlagen, Kläranlagen, etc.) ebenso 
wie Statistiken. Diese sind oftmals Bestandteil von 
Berichtspflichten, auch von EU-Berichtspflichten.

Wasserrechtlich bewilligte Anlagen werden ent-
sprechend den Vorgaben des Wasserrechtsgeset-

zes im Wasserbuch evident und öffentlich zu-
gänglich gehalten. Derzeit werden rund 28.500 
Wasserrechte geführt, die seit 2007 auch über In-
ternet abgefragt werden können.

Zur Verbesserung der Vernetzung und des Zugan-
ges zu wasserwirtschaftlichen Daten wurde im 
Jahr 2007 ein dienststellenübergreifendes Was-
serinformationssystem Steiermark eingerichtet. 
Dieses Informationssystem wurde gemeinsam 
mit anderen Bundesländern weiterentwickelt 
und soll die Qualität der wasserwirtschaftlichen 
Daten, vor allem aber die Effizienz und die Mög-
lichkeit des Zuganges auf Basis zeitgemäßer tech-
nischer Standards gewährleisten.

Wasserbewusstsein
Wasser hat als Trinkwasser, aber auch als natur- 
und lebensraumgestaltendes Element einen ho-
hen Stellenwert in der Bevölkerung. Dieser hohe 
Stellenwert findet letztendlich auch in den ge-
setzlichen Regelungen zur Nutzung und zum 
Schutz des Wassers seinen Niederschlag. Ein 
nachhaltiger Umgang mit der Ressource Wasser 
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sowie die Akzeptanz auch für einschränkende und 
finanziell wirksame Maßnahmen sind nur mög-
lich, wenn das Wasserbewusstsein in der Bevölke-
rung erhalten bzw. noch gesteigert werden kann.

Das Wasserbewusstsein zum Thema Trinkwas-
ser ist generell sehr hoch und zum Teil Ausdruck 
der Dürrejahre der letzten beiden Jahrzehnte. 
Stark geprägt wird das Bewusstsein einzelner 
Themenbereiche des Wassers anlassbezogen – in 
Verbindung mit medialer Berichterstattung. Dies 
gilt für die Gewässergüte, aber auch für die Wahr-
nehmung wasserbedingter Naturgefahren. Aktu-
ell tragen die Diskussion zum Klimawandel und 
die möglichen Auswirkungen auf den Wasser-
haushalt zu einer verstärkten Wahrnehmung von 
Wasserthemen bei.

Das Wasserbewusstsein der Bevölkerung ist im 
Allgemeinen hoch, jedoch nicht immer mit der er-
forderlichen Intensität und Kontinuität gegeben. 
Wasserbewusstsein wird derzeit im Rahmen des 
Projektes „Wasserland Steiermark“ einerseits 
durch Umweltbildung an Schulen und anderer-
seits durch eine regelmäßig erscheinende Zeit-

schrift sowie Veranstaltungen erzeugt. Die Öffent-
lichkeitsarbeit bei der Realisierung von wasser-
bezogenen Projekten trägt ebenfalls wesentlich 
zur Bewusstseinsbildung bei. Sehr wesentlich ist 
auch die Schaffung von Bewusstsein für den Er-
halt der hochwertigen wasserwirtschaftlichen 
Infrastruktur in Funktion und Wert bei allen Ver-
antwortungsträgern, Betreibern und der davon 
betroffenen Bevölkerung.

Die Förderung der landwirtschaftlichen Umwelt-
beratung ist ein wichtiger Bereich zur Schaffung 
und Erhaltung eines Wasserbewusstseins in der 
Landwirtschaft.

Effiziente Wasserwirtschafts verwaltung
Die Aufgaben der Wasserwirtschaftsverwaltung 
erfolgen zu einem großen Teil auf Basis bundes-
gesetzlicher Vorgaben und im Rahmen der mittel-
baren Bundesverwaltung. Darüber hinaus beste-
hen Übertragungsverordnungen und Vereinba-
rungen zwischen Bund und Land zur Durchfüh-
rung von Aufgaben. Ein kleiner, aber auch we-
sentlicher Bereich erfolgt ausschließlich durch 

Umweltbildung am Bach © Wasserland Steiermark

1919

1



landesinterne Regelungen. Neben der Erfüllung 
der gestellten Aufgaben im Interesse der Wasser-
wirtschaft des Landes ist den Forderungen nach 
Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Spar-
samkeit generell nachzukommen. 

Neben der Hinterfragung der wahrzunehmenden 
Aufgaben im politischen Dialog ist von der Ver-
waltung selbst, die Optimierung der Arbeits- bzw. 
Prozessabläufe zu betreiben. Wichtige Aufgaben-
bereiche sind bereits über Durchführungsbestim-
mungen geregelt und gewährleisten auch bei 
dienststellenübergreifenden Zuständigkeiten ei-
nen eindeutig geregelten Arbeitsablauf unter Ver-
meidung von Doppelgleisigkeiten. Diesem Auf-
trag entsprechend wurden über die Jahre hinweg 
Optimierungen in den Prozessabläufen unter Be-
rücksichtigung von neuen rechtlichen und ver-
waltungsrelevanten Vorgaben durchgeführt. Die 
Ziel- und Wirkungsorientierung in der Verwal-
tung wurde implementiert.  Nicht unerwähnt soll 
bleiben, dass durch die Kompetenzregelung im 
Bereich Wasserrecht, Förderungswesen und Pro-
jektumsetzung zwischen Bund, Land und Ge-
meinden zahlreiche Schnittstellen bestehen, die 
im Sinne der Qualitätssicherung berechtigt sein 

mögen, doch Einschränkungen in der Effizienz 
bringen.

Eine effiziente Wasserwirtschaftsverwaltung ist 
nur möglich, wenn mit zahlreichen Akteuren im 
Bereich der Wasserwirtschaft eine funktionieren-
de Kooperation erfolgt. In diesem Sinne wird die 
Kommunikation zu Gemeinden und Konsenswer-
bern aktiv gestaltet, werden Interessensvertre-
tungen im Lande (wie z. B. Steirischer Wasserver-
sorgungsverband, Gemeinschaft Steirischer Was-
serentsorger etc.) unterstützt und erfolgt eine Mit-
wirkung in nationalen Gremien.

Eine qualitativ hochwertige und somit auch effizi-
ente Wasserwirtschaftsverwaltung im Land er-
fordert einen nationalen und internationalen Er-
fahrungs- und Wissensaustausch. Insbesondere 
durch die Teilnahme an EU-geförderten Projekten 
wurde in den letzten Jahren diesem Austausch 
entsprochen.

Eine kontinuierliche Qualifizierung der Mitarbei-
ter wird durch Ausbildungs- und Weiterbildungs-
maßnahmen betrieben und ist angesichts der 
stattfindenden Veränderungen und Neuerungen 
eine ständige Verpflichtung.

Effiziente Wasserwirtschaftsverwaltung © A14
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Allgemeine Rahmen- 
bedingungen

2

2.1. Rechtliche Rahmenbedingungen

Die Wasserwirtschaft des Landes ist im Rahmen 
der mittelbaren Bundesverwaltung ein Teil der 
nationalen österreichischen Wasserwirtschaft. 
Dies ist im Wasserrechtsgesetz des Bundes WRG 
1959 i.d.g.F. geregelt. Das Wasserrechtsgesetz bil-
det die wesentliche rechtliche Basis für das Tätig-
keitsfeld der Wasserwirtschaft. Auf Grund der 
Vernetzung wasserwirtschaftlicher Belange in 
zahlreichen weiteren Bereichen sind auch in an-
deren Materiengesetzen wasserrelevante Ele-
mente integriert. Diese sind vor allem das Anla-
genrecht, das Bäderhygienegesetz, das Mineral-
rohstoffgesetz, das Abfallwirtschaftsgesetz, das 
Umweltinformationsgesetz, das Umweltverträg-
lichkeitsprüfungsgesetz, das Lebensmittel- und 
Verbraucherschutzgesetz und die Trinkwasser-
verordnung.

Bedingt durch die Kompetenztrennung zwischen 
Bund und Ländern sind durch den fachübergrei-
fenden, auf Einzugsgebiete bezogenen Ansatz für 
wasserwirtschaftliche Planungen und Beurtei-
lungen auch auf Landesgesetzebene wasserrele-
vante Anknüpfungspunkte gegeben. Wesentliche 
rechtliche Grundlagen bilden dabei folgende Ge-
setze

 z Raumordnungsgesetz
 z Naturschutzgesetz
 z Bodenschutzgesetz
 z Baugesetz
 z Kanalgesetz
 z Kanalabgabengesetz
 z Gemeindewasserleitungsgesetz
 z Katastrophenschutzgesetz

Unterstützt werden wasserwirtschaftliche Akti-
vitäten und Maßnahmen zur Erreichung der Ziele 
bzw. Umsetzung von Maßnahmen durch Förde-
rungen auf Bundesebene in Form von:

 z Wasserbauten Förderungsgesetz 
 z Umweltförderungsgesetz
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und auf Landesebene durch Richtlinien zu Förde-
rungen von Maßnahmen der Abwasserentsor-
gung und Beschluss der Landesregierung zur För-
derung der Errichtung von Wasserversorgungs-
anlagen.

Ergänzt werden die nationalen Förderungsmög-
lichkeiten durch EU-Programme und deren inter-
nationale bzw. nationale Umsetzung.

Auf Grund der rechtlichen Vorgaben auf Basis von 
EU-Rechtsakten ist nicht nur eine fachübergrei-
fende, sondern auch kompetenzübergreifende Zu-
sammenarbeit erforderlich.

2.2. Organisation der Wasserwirtschaft  
in der Steiermark

Die Erhaltung und Herstellung der wasserwirt-
schaftlichen Ordnung ist gemäß Wasserrechtsge-
setz den Wasserrechtsbehörden und den wasser-
wirtschaftlichen Planungsorganen übertragen. 
Darüber hinaus regelt das Wasserrechtsgesetz die 
qualitative und quantitative Wasserkreislaufer-
hebung. Diese Aufgaben werden in der Steier-
mark durch die Gewässeraufsicht sowie durch 
den Hydrografischen Dienst wahrgenommen.

Die Aufgaben der wasserwirtschaftlichen Pla-

nung liegen per Gesetz u. a. in der Überwachung 

der wasserwirtschaftlichen Entwicklung, der vo-

rausschauenden Planung, Wahrnehmung der öf-

fentlichen wasserwirtschaftlichen Interessen im 

Verfahren als Partei sowie in der Mitwirkung der 

Erstellung des Nationalen Gewässerbewirtschaf-

tungsplanes.

Die Wasserrechtsbehörden erteilen unter Beizie-

hung des Amtssachverständigendienstes wasser-

rechtliche Genehmigungen unter konkreten Auf-

lagen, sofern die angestrebte Nutzung im Rahmen 

einer Interessensabwägung bewilligungsfähig 

ist.

Die Betreiber von Wassernutzungsanlagen und 

damit Inhaber der Wasserrechtskonsense sind 

Gemeinden, Wasserverbände, Private, Unterneh-

men, etc.

Die Wasserrechtsbescheide beinhalten Eingriffe 

in den Wasserhaushalt durch Entnahme von 

Wasser, Einleitung von Stoffen, die Nutzung der 

Wasserkraft und Maßnahmen mit Auswirkung 

auf die Gewässerstruktur.
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Die erteilten Wasserrechte werden gemäß Vorga-
ben des Wasserrechtsgesetzes im Land im „Was-
serbuch“ evident gehalten.

Die Umsetzung wasserwirtschaftlicher Projekte 
erfolgt zu einem großen Teil mit finanzieller Un-
terstützung von Bund und Land. Innerhalb der 
steirischen Landesverwaltung werden Förderun-
gen für Maßnahmen der Wasserversorgung, der 
Gewässerökologie, des Hochwasserschutzes, der 
Wildbach- und Lawinenverbauung sowie der Ab-
wasserentsorgung abgewickelt.

Durch Vereinbarungen bzw. Verordnungen wird 
die Zusammenarbeit bzw. die Aufgabenzuord-
nung mit dem Bund geregelt. Das gilt für die Sied-
lungswasserwirtschaft (Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung) und für die Bundeswasser-
bauverwaltung (Schutzwasserwirtschaft). Die 
Verwaltung des Öffentlichen Wassergutes der Re-
publik wird vom Land durch eine Übertragungs-
verordnung geregelt.

In der steirischen Wasserwirtschaft bestehen 
umfassende Kooperationen von Gemeinden und 
dabei vor allem in Form von Wasserverbänden. 
Insgesamt widmen sich 27 Wasserverbände der 
Trinkwasserversorgung, 54 Wasserverbände der 

Abwasserentsorgung und 23 Wasserverbände 
dem Hochwasserschutz. Daneben bestehen zahl-
reiche Wassergenossenschaften mit dem Zweck 
der Wasserversorgung, Abwasserentsorgung und 
der Betreuung von Be- und Entwässerungsanla-
gen. Wasserverbände und Wassergenossenschaf-
ten werden nach den Bestimmungen des Wasser-
rechtsgesetzes eingerichtet und stehen unter Auf-
sicht der Wasserrechtsbehörde.

Zur Wahrnehmung und Abstimmung landeswei-
ter Interessen auf dem Gebiet der Trinkwasser-
versorgung sind der Steirische Wasserversor-
gungsverband und für den Bereich der Abwasser-
entsorgung die Gemeinschaft der Steirischen Ab-
wasserentsorger aktiv tätig.

Die Organisationen der steirischen Wasserwirt-
schaft sind darüber hinaus in nationale und inter-
nationale Dachverbände bzw. Plattformen einge-
bunden. Österreichweit ist dabei der Österreichi-
sche Wasser- und Abfallwirtschaftsverband 
(ÖWAV) sowie die Österreichische Vereinigung für 
das Gas- und Wasserfach (ÖVGW) zu nennen. 

Wasservebände für die Trinkwasserversorgung © GIS Steirmark/A14
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3.1. Ein ausgeglichener Wasserhaushalt  
als Grundlage einer nachhaltigen 
Wasserbewirtschaftung 

Zur dauerhaften Sicherung der vielseitigen Nut-
zungsansprüche an das Wasser und zur Erhal-
tung eines intakten wasserbestimmten Naturrau-
mes ist ein ausgeglichener Wasserhaushalt eine 
unabdingbare Voraussetzung. Eine auf Dauer ge-
sicherte und ausreichende Grundwasserneubil-
dung ist erforderlich. Ein ausgeglichener Wasser-
haushalt ist jedoch nicht nur zur Sicherung der 
vielfältigen Nutzungsansprüche von Bedeutung, 
er stellt auch einen wesentlichen Beitrag zur Ver-
meidung von Gefahren und Schäden durch das 
Wasser dar. Die Betrachtung des Wasserhaushal-
tes ist einerseits über die gesamte Steiermark hi-
naus auf wasserwirtschaftlich zusammenhän-
gende Einzugsgebiete bzw. andererseits bis auf 
die örtliche Ebene hinab vorzunehmen.

Die langjährigen Beobachtungen und Bewertun-
gen von Wissenschaft und Forschung zeigen, 
dass der Klimawandel maßgebliche Auswirkun-
gen auf den Wasserhaushalt hat und in Zukunft 
noch verstärkt haben wird. Dadurch werden sich 
Änderungen in der Nutzung von Wasser, beim 
Schutz des Wassers vor Verunreinigung und 
Übernutzung, aber auch beim Schutz vor der Na-
turgefahr Wasser ergeben.

3.1.1. Strategien für einen ausgeglichenen 
Wasserhaushalt als Grundlage einer 
nachhaltigen Wasserbewirtschaftung

Zur Erreichung des Zieles eines ausgeglichenen 
Wasserhaushaltes werden folgende Strategien 
verfolgt:

3.1.1.1. Vermeidung von nachteiligen Auswirkun
gen auf den Wasserhaushalt durch Projek
te und Maßnahmen verstärkt betreiben

Ziele, Strategien  
und Maßnahmen  
für eine nachhaltige  
Wasserwirtschaft  
in der Steiermark

3
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tive Beeinträchtigung von Grundwasserkörpern 
zu vermeiden und die Kommunikation zwischen 
Fließgewässer und Grundwasser bestmöglich zu 
erhalten.

Vorrangig sind dort Maßnahmen zu betreiben, wo 
auf Basis von Trendanalysen Gefährdungen zu 
erwarten sind.

Darüber hinaus unterstützt das Land Projekte 
zum Rückhalt und zur Speicherung von Wasser 
durch die Errichtung von Speicherbecken, wobei 
eine Sekundärnutzung derartiger Speicherein-
richtungen für Bewässerungen bzw. andere Nut-
zungen, und vor allem als Beitrag zum Hochwas-
serschutz, sinnvoll sein kann.

Zuletzt wurde auch die Bedeutung der Bodenbe-
wirtschaftung auf den Wasserrückhalt bzw. den 
Wasserabfluss sichtbar. Somit ist bei der Bewirt-
schaftung, insbesondere landwirtschaftlich ge-
nutzter Flächen, verstärkt auf die Wasseraufnah-
mefähigkeit des Bodens sowie der Einschrän-
kung von Bodenerosion Bedacht zu nehmen.

Durch den anhaltenden Ausbau von Siedlungs-
räumen, Wirtschaftsstandorten und Verkehrsinf-
rastrukturen werden weiterhin Maßnahmen mit 
Auswirkungen auf den Wasserhaushalt gesetzt. 
Durch Definition von Planungsstandards und ver-
stärkter Prüfung von Projekten und deren Aus-
wirkungen auf den Wasserhaushalt soll den 
nachteiligen Auswirkungen entgegengewirkt 
werden. Insbesondere die negativen Auswirkun-
gen von Flächenversiegelungen sind zunehmend 
einzuschränken bzw. rückgängig zu machen.

3.1.1.2. Wasserrückhalt in der Landschaft, insbe
sondere mit dem Ziel der Grundwasser
neubildung und der Verbesserung des Bo
denwasserhaushaltes, forcieren

Der Rückhalt von Wasser in der Landschaft gilt 
als wesentlicher Beitrag zur Stabilisierung eines 
ausgewogenen Wasserhaushaltes. Es gilt, anfal-
lendes Niederschlagswasser bestmöglich vor Ort 
zur Versickerung zu bringen, damit die Grund-
wasserneubildung sicherzustellen und eine un-
mittelbare Einleitung in Fließgewässer hintan zu 
halten. Ziel dieser Maßnahme ist es, die quantita-

Verteilung der mittleren Jahresniederschlagssumme der Steiermark © GIS Steiermark/Joanneum Research
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Angestrebte Wirkungen

Bei der Verfolgung der Strategien und Maßnah-
men soll die erforderliche Grundwasserneubil-
dung vor allem in wasserwirtschaftlich wichti-
gen Bereichen auf Dauer gesichert und ein Beitrag 
zur Verbesserung der Bodenfeuchte erreicht wer-
den. Darüber hinaus soll mit dem Wasserrückhalt 
ein präventiver Beitrag zur Reduzierung von 
Hochwasser- und Erosionsschäden verfolgt wer-
den.

3.1.2. Maßnahmen und Projekte
Zur Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen 
auf den Wasserhaushalt sollen konkrete Projekte 
und Maßnahmen verstärkt betrieben werden:

Integration der Ergebnisse von Studien  
über die Auswirkung des Klimawandels in  
die Programm- und Projektentwicklung

In den letzten Jahren wurden sowohl auf inter-
nationaler als auch auf nationaler Ebene Studien 
zum Klimawandel selbst sowie über die mögli-
chen Auswirkungen des Klimawandels auf die 

Wasserwirtschaft erstellt. Das Land Steiermark 
hat sich an nationalen Projekten beteiligt und die 
Ergebnisse in der Erstellung von strategischen 
Planungen (wie z. B. des Wasserversorgungs- und 
Abwasserwirtschaftsplanes) berücksichtigt. Der 
Klimawandel hat Auswirkungen auf die Wasser-
versorgung im weitesten Sinne, den Hochwasser-
schutz und die Gewässerqualität.

In weiterer Folge sollen in allen wasserwirt-
schaftlichen Planungsprozessen die derzeit schon 
abschätzbaren bzw. darstellbaren Auswirkungen 
des Klimawandels hinterfragt und gegebenen-
falls berücksichtigt werden.

Weiters ist die Erkundung von Grundwasservor-
kommen mit Bedeutung für die steirische Trink-
wasserwirtschaft weiter zu verfolgen. Dies be-
trifft in erster Linie das Weststeirische Becken, 
dessen Struktur und Aufbau nur in groben Zügen 
bekannt ist. Es ist davon auszugehen, dass inner-
halb der drei Teilbecken – dem Köflacher-, dem 
Florianer- und dem Eibiswalderbecken bedeuten-
de Grundwasservorkommen erforscht und zur 
Trinkwasserversorgung herangezogen werden 
können.

Wasser für die Landwirtschaft braucht Speicherbewirtschaftung © A14
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Im Rahmen des EU-Projektes „Ri(ver)-Charge“ wurde die Untergrundkarte des Weststeirischen Beckens erstellt  
© KFU Graz – Institut für Erdwissenschaften, 2021

Betreiben von Forschungs- und  
Entwicklungsprojekten

Zur Unterstützung des Aufbaues wasserwirt-
schaftlichen Basiswissens über alle qualitativen 
und quantitativen Aspekte des Wasserhaushal-
tes, insbesondere zu den Auswirkungen des Kli-
mawandels, sollen Forschungsprojekte initiiert 
bzw. unterstützt werden. Darüber hinaus sollen 
umsetzungsorientierte Pilotprojekte zur Erhal-
tung bzw. zur Verbesserung des Wasserhaushal-
tes betrieben werden. Zur Sicherstellung einer 
ausreichenden Forschungsquote für den Bereich 
Wasserwirtschaft sollen ergänzend zu bestehen-
den Forschungsaktivitäten, Projekte angeregt 
bzw. EU-gestützte Finanzierungen verfolgt wer-
den.

Regenwasserbewirtschaftung Neu Denken 

Auf Grund der Erfahrungen der Bodenversiege-
lung und Regenwasserentsorgung braucht es die 
Entwicklung und Umsetzung von weitreichen-
den Maßnahmen für eine zukunftsweisende Re-
genwasserbewirtschaftung.

Dazu zählt auch der Ausbau von Anlagen zum 
Wasserrückhalt mit Mehrfachnutzungen. Die Er-
richtung von Anlagen zum Rückhalt von Regen-
wasser ist verstärkt unter dem Aspekt der Mehr-
fachnutzung zu sehen. Dieser Zusatznutzen kann 
in der Schaffung von ökologischen Leistungen 
(Natur-, Grün- und Erholungsraum, etc.) und in 
der Bereitstellung von Wasser für Bewässerungs-
zwecke, z. B. für die Landwirtschaft, gesehen wer-
den.
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Wasser für die Landwirtschaft

Seit einigen Jahren ergibt sich wieder ein ver-
stärkter Bedarf an Wasser für die landwirtschaft-
liche Produktion. Neben der Trockenbewässe-
rung wurden zuletzt vermehrt Projekte zur Frost-
beregnung mit Entnahme von Wasser aus Fließ-
gewässern geplant und realisiert. Aufgrund der 
zumeist nur gering wasserführenden Vorfluter ist 
bei Wasserentnahmen aus Fließgewässern eine 
Speicherbewirtschaftung erforderlich. Dabei wird 
den Fließgewässern mehr Beachtung für die Pro-
blematik der Niederwasserführung zu schenken 
sein.

In den nächsten Jahren wird infolge des Klima-
wandels auf Basis der vom Land entwickelten 
Leitlinien eine Fortsetzung in der wasserwirt-
schaftlichen Optimierung der Nutzung von Was-
ser für die Landwirtschaft zu betreiben sein. Die 
Bewältigung dieser Themenstellung wird nur 
durch interdisziplinäres Arbeiten möglich sein. 

Neben der Entnahme aus Fließgewässern wird 
auch die vielfach schon bestehende Entnahme 
aus dem Grundwasser verstärkt zu beobachten 
sein, zumal sich auch Nutzungskonflikte ergeben 
können.

Erstellung regionaler Wasserbilanzen

Auf Grund der großen regionalen Unterschiede in 
den wasserwirtschaftlichen Verhältnissen in der 
Steiermark wird die Erstellung regionaler Was-
serbilanzen für eine nachhaltige Wasserwirt-
schaft als zielführend erachtet und angestrebt.

Kommunale Wasserentwicklungspläne

Auf kommunaler Ebene erfolgen zahlreiche Ein-
griffe in den Wasserhaushalt bzw. sind Gemein-
den mit ihren Organisationen Errichter und Be-
treiber von wasserwirtschaftlicher Infrastruktur. 
Die Zusammenfassung aller wasserwirtschaftli-
chen Bereiche in Verbindung mit einer vernetzten 
Betrachtung der Auswirkungen der Eingriffe in 
den Wasserhaushalt, der Schutz vor den Gefahren 
des Wassers und der optimierte Erhalt der was-
serwirtschaftlichen Anlagen soll auf Basis kom-
munaler Wasserentwicklungspläne erfolgen. Die 
Erstellung derartiger Konzepte soll neu geregelt 

und wieder verstärkt betrieben und gefördert 
werden.

3.2. Die steirischen Gewässer  
befinden sich in einem zufrieden-
stellenden Zustand

In der Vergangenheit wurde der Zustand von Ge-
wässern im Wesentlichen nach qualitativen Kri-
terien beschrieben (Gewässergütekarten und 
Grundwasseruntersuchungsberichte). 

Seit 2003 gibt das österreichische Wasserrechts-
gesetz unter Berücksichtigung der Zielvorgaben 
der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie erwei-
terte Inhalte und Methoden zur Gewässerbeurtei-
lung und die künftig anzustrebenden Zielzustän-
de aller Gewässer vor. Die Beschreibung des Zu-
standes der Gewässer bezieht sich sowohl auf 
Grundwasser als auch auf Oberflächengewässer. 
Der Zustand des Grundwassers wird nunmehr 
durch Quantitäts- und Qualitätsparameter, jener 
der Oberflächengewässer durch stoffliche, hydro-
morphologische und biologische Qualitätskriteri-
en neuen Zustandsklassifikationen unterzogen. 
Im Rahmen von bisher drei Nationalen Gewässer-
bewirtschaftungsplänen (2009, 2015 und 2021) 
wurden die zu erreichenden Umweltziele formu-
liert und auf Basis von Ist-Bestandsanalysen (in 
den Jahren 2007, 2013 und 2019) Maßnahmenpro-
gramme zur Verwirklichung der Umweltquali-
tätsziele entwickelt. 

Durch zahlreiche umgesetzte Maßnahmen konn-
ten bereits deutliche Verbesserungen der steiri-
schen Fließgewässer erreicht und das Risiko ei-
ner Zielverfehlung in einzelnen Wasserkörpern 
verhindert werden. Mit der weiteren Umsetzung 
von Maßnahmenprogrammen soll für die steiri-
schen Gewässer die Einhaltung bzw. Erreichung 
eines sehr guten oder guten Zustandes bzw. des 
guten ökologischen Potenzials sichergestellt wer-
den. Neben der umfassenden Bestandserhebung 
und Analyse der Wirkung der Maßnahmenpro-
gramme und dem Betreiben von Umsetzungspro-
jekten ist dem vorgegebenen Verschlechterungs-
verbot Rechnung zu tragen. Im Zuge von Projekt-
entwicklungen bzw. Projektgenehmigungen ist 
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sicherzustellen, dass eine Verschlechterung be-
stehender Zustände bzw. eine Erschwernis für die 
Erreichung des geforderten Zielzustandes ver-
mieden werden.

3.2.1. Strategien zur Erhaltung und Errei-
chung eines zufriedenstellenden 
Zustandes der steirischen Gewässer

Mit nachfolgend dargestellten Strategien soll die 
Erhaltung bzw. Wiederherstellung eines guten 
Zustandes von Fließgewässern und Grundwas-
servorkommen erreicht werden:

3.2.1.1. Gewässerbewirtschaftungsplanung  
zur Erhaltung und Erreichung des Zielzu
standes der Oberflächengewässer  

Den Ländern und damit auch dem Land Steier-
mark sind konkrete Mitwirkungsaufgaben bei 
der Erstellung und Umsetzung des Nationalen Ge-
wässerbewirtschaftungsplans zugeordnet. Zur 
Erhaltung bzw. Erreichung des anzustrebenden 
bzw. vorgegebenen Zielzustandes von Gewässern 
ist im Zuge von wasserrelevanten Planungspro-
zessen und Bewilligungsverfahren darauf einzu-
wirken, dass eine Verschlechterung bestehender 
Gewässerzustände bzw. eine Gefährdung der Ziel-
erreichung bis 2027 weitestgehend vermieden 
wird. Diesbezüglich wird vorrangig angestrebt, im 
Zuge der Behandlung von im Wasserrechtsgesetz 
vorgegeben Planungsanzeigen die Projektinteres-
senten bzw. die Konsenswerber frühzeitig auf 
die  wasserwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen hinzuweisen. Darüber hinaus sollen zur Ent-
wicklung neuer Erkenntnisse die Ergebnisse aus 
den Berichtspflichten verstärkt herangezogen 
und Pilotprojekte initiiert bzw. unterstützt wer-
den.

Entsprechend den gesetzlich festgelegten Vorga-
ben sollen, aufbauend auf den Ergebnissen der 
Ist-Bestandsanalysen und des Gewässer-Monito-
rings, im Rahmen von Gewässerbewirtschaf-
tungsplanungen Maßnahmenprogramme erstellt 
werden, die dazu beitragen können, den guten Zu-
stand der Gewässer zu erreichen.

Die Einhaltung und Umsetzung der Maßnahmen 
des Bewirtschaftungsplanes sind in den jeweili-
gen Bewilligungsverfahren sicherzustellen. Das 

Verbot der Verschlechterung von Wasserkörpern 
ist grundsätzlich restriktiv formuliert und es gilt, 
insbesondere für die Nutzung der Wasserkraft, 
ökologisch vertretbare Lösungen anzustreben.

Bei stofflichen Belastungen wird einerseits eine 
Verbesserung der diffusen, überwiegend land-
wirtschaftlich bedingten Belastungssituation zu 
betreiben sein und werden andererseits die punk-
tuellen Belastungen aus den Einleitungen der be-
trieblichen und kommunalen Abwasseranlagen 
durch Verbesserung der Reinigungsleistung zu 
reduzieren sein.

3.2.1.2. Umsetzung von gewässerökologischen 
Sanierungsmaßnahmen

Die europarechtlichen Vorgaben zur Erhaltung 
und Wiederherstellung des Zielzustandes, insbe-
sondere der Fließgewässer, erfordert neben der 
Entwicklung geeigneter Lösungsvorschläge auch 
rechtlich und finanziell verbindliche Rahmenbe-
dingungen. Die Steiermark nutzt hierbei neben 
den individuellen Anpassungsverfahren vor al-
lem auch das Instrument der Sanierungsverord-
nungen. 

Durch die Bereitstellung von öffentlichen Förde-
rungen (Bund und Land) soll die Umsetzung der 
Maßnahmenprogramme erleichtert werden. Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und Informationsarbeit 
sollen das Bewusstsein in der Bevölkerung för-
dern und eine breit getragene Umsetzung der 
Maßnahmen gewährleisten.

Ein Schwerpunkt ist die Erhaltung bzw. Verbesse-
rung des hydromorphologischen Zustandes der 
Fließgewässer. Aufgrund der durch Wasserkraft-
werke und Hochwasserschutzmaßnahmen ent-
standenen Defizite in der Gewässerstruktur wer-
den zur Wiederherstellung intakter Lebensräume 
bzw. zur Verbesserung des hydromorphologi-
schen Zustandes unserer Fließgewässer konkrete 
Maßnahmen zu setzen sein. Bei jenen Gewässern, 
die mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand 
nicht rückgebaut werden können, ist das ökologi-
sche Potenzial bestmöglich auszuschöpfen.

Bei stofflichen Belastungen wird einerseits eine 
Verbesserung der diffusen, überwiegend land-
wirtschaftlich bedingten Belastungssituation zu 
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betreiben sein und werden andererseits die punk-
tuellen Belastungen aus den Einleitungen der be-
trieblichen und kommunalen Abwasseranlagen 
durch Verbesserung der Reinigungsleistung zu 
reduzieren sein.

Angestrebte Wirkungen

Mit der dargestellten Strategie und den Maßnah-
men soll der gute Gewässerzustand, bezogen auf 
Oberflächengewässer, bestmöglich erhalten bzw. 
hergestellt werden bzw. den Zielen des Gewässer-
bewirtschaftungsplanes unter Berücksichtigung 
der Änderung limitierender Randbedingungen 
entsprochen werden. 

Eine Verschlechterung des Gewässerzustandes 
ist nach Möglichkeit zu vermeiden und soll nur in 
besonderem, im Gesetz auch vorgesehenen, öf-
fentlichen Interesse zugelassen werden. Die An-
zahl der Wasserkörperverschlechterungen soll 
auf wenige Ausnahmen beschränkt, dokumen-
tiert und bewertet werden.

Es ist vorgesehen, bei Wasserkörpern mit einem 
unzureichenden Zustand gezielt Maßnahmen zu 

betreiben, die eine Verbesserung des Zustandes 
unmittelbar bewirken bzw. dazu beitragen, den 
Zielzustand innerhalb der vorgesehenen Frist zu 
erreichen. 

Als ein Indikator für die angestrebte Wirkung soll 
die Anzahl der Wasserkörper mit Zustandsver-
besserung im Verhältnis zur Anzahl der nicht 
dem Zielzustand entsprechenden Wasserkörper 
in Prozent herangezogen werden.

Als ein zweiter Indikator sollen jene Längen im 
Zielzustand im Verhältnis zur Gesamtgewässer-
länge dargestellt werden.

Ergänzend dazu sollen alle Maßnahmen, die zur 
Verbesserung des Gewässerzustandes beitragen, 
erfasst werden. Dies gilt insbesondere für gewäs-
serökologische Verbesserungsmaßnahmen, die 
im Zuge von Hochwasserschutzprojekten umge-
setzt werden und für jene Maßnahmen, die im 
Rahmen der Gewässerbetreuung und -instand-
haltung betrieben werden. 

Fischaufstiegshilfen sind wesentliche Maßnahmen zur Sanierung der Fließgewässer © IB Parthl
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3.2.1.3. Sicherstellung einer gewässer
verträglichen Energienutzung

An steirischen Fließgewässern werden derzeit 
bereits zahlreiche Wasserkraftanlagen betrieben 
und wird auch für die Erreichung der Klima-
schutzziele der nächsten Jahre ein zusätzlicher 
maßgeblicher Beitrag aus Wasserkraft eingefor-
dert. Auf Basis einer aktuellen Potenzialstudie er-
gibt sich eine realistische Möglichkeit, Anlagen 
für die Gewinnung dieser zusätzlich erforderli-
chen Energieleistung im Rahmen der bestehen-
den Gewässerschutzverordnung und der Natur-
schutzvorgaben zu errichten.

Mit der 2022 vorgesehenen Evaluierung der Ge-
wässerschutzverordnung wird ein möglicher An-
passungsbedarf sowohl für eine Verbesserung der 
Schutzvorgaben als auch der Optimierung der 
Wasserkraftnutzung festzustellen sein.

Neben der Wasserkraftnutzung an Fließgewäs-
sern wird zunehmend die thermische Energie 
von Grundwasser genutzt. Es ist davon auszu-
gehen, dass diese Form der Energiegewinnung 
sowohl bei oberflächennahem Grundwasser 

als auch bei Tiefengrundwasser stark zunehmen 
wird.

Auf Basis vorhandener Grundwassererkundun-
gen und in den nächsten Jahren noch zusätzlich 
zu erstellenden Grundlagen wird sicher zu stellen 
sein, dass eine Beeinträchtigung von Trinkwas-
serressourcen bzw. eine Übernutzung der Vor-
kommen verhindert wird. Mit technischen und 
wasserwirtschaftlichen Leitlinien sowie einem 
geeigneten Monitoring soll eine nachhaltige 
Energiegewinnung aus steirischen Grundwasser-
vorkommen sichergestellt werden.

3.2.1.4. Maßnahmen und Projekte zur  
Erreichung eines guten Zustandes  
der Fließgewässer

Wesentliche Gründe für die Zielzustandsverfeh-
lungen unserer Flüsse sind die hydromorphologi-
sche Belastungssituation durch die Errichtung 
und den Betrieb zahlreicher Wasserkraftanlagen, 
aber insbesondere auch durch die für den Hoch-
wasserschutz errichteten Flussregulierungen. 
Ein Schwerpunkt im Maßnahmenprogramm des 
Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplanes ist 

Strukturierungen des Gewässers verbessern den ökologischen Zustand © IB Parthl
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daher die Herstellung der Durchgängigkeit der 
Fließgewässer und die Schaffung von Lebensräu-
men durch Verbesserung der Gewässerstruktu-
ren für aquatische Organismen. Zur Umsetzung 
des Maßnahmenprogrammes werden für die stei-
rischen Fließgewässer Gewässerbewirtschaf-
tungskonzepte erstellt. Auf Grundlage einer de-
taillierten Ist-Bestandserhebung und Defizitana-
lyse werden für das jeweilige Gewässer Maßnah-
menkonzepte zur ökologischen Verbesserung des 
Fließgewässers erarbeitet. In weiteren Schritten 
werden die Konzepte der betroffenen Bevölkerung 
vorgestellt und die Umsetzung der Maßnahmen 
unter Einbindung weiterer Interessenten forciert. 
Für die Raab, Lafnitz, Feistritz, Liesing, Pöls, Laß-
nitz, Sulm, Saggau, und den Stainzbach wurden 
bereits Gewässerbewirtschaftungskonzepte er-
stellt und wird die Umsetzung der Maßnahmen in 
diesen Gewässern betrieben. Für die Kainach, In-
gering, Mürz und den Gnasbach werden derzeit 
Gewässerbewirtschaftungskonzepte ausgearbei-
tet. 

In den Regionen der Süd- und Oststeiermark 
kommt es durch die Kombination von Einleitun-

gen aus Kläranlagen und diffusen Belastungen 
aus der landwirtschaftlichen Bodennutzung in 
Verbindung mit schwach wasserführenden Vor-
flutern teilweise zu Überschreitungen der Quali-
tätsziele bei den Nährstoffen Stickstoff und Phos-
phor. Für Gewässer mit stofflichen und morpho-
logischen Belastungen sind die Gewässerbewirt-
schaftungskonzepte auf die stoffliche Komponen-
te auszuweiten. Unter Berücksichtigung beider 
Belastungsfaktoren werden integrale Maßnah-
menkonzepte zur Zielzustandserreichung entwi-
ckelt. Durch Verringerung der Belastungen aus 
den Kläranlagen und die Reduktion der diffusen 
Belastungen aus der Landwirtschaft in Kombina-
tion mit strukturellen Maßnahmen im Gewässer 
zur Verbesserung der Selbstreinigungskräfte soll 
die Einhaltung der Umweltqualitätsziele bei den 
stofflichen Belastungen sichergestellt werden. 
Für die Hartberger Safen wird derzeit ein kombi-
niertes Gewässerbewirtschaftungskonzept er-
stellt. 

Ziel ist es, für sämtliche größere Fließgewässer in 
der Steiermark mit hydromorphologischen Defizi-
ten bzw. stofflichen und hydromorphologischen 

Zustand der Qualitätskomponente Stoffliche Belastungen © GIS Steiermark
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Defiziten solche Maßnahmenkonzepte zu entwi-
ckeln und umzusetzen. Damit soll wesentlich zur 
Verbesserung der ökologischen bzw. stofflichen 
Situation der Flüsse und somit zur Zielzustands-
erreichung beigetragen werden.

Bereits im NGP 2009 wurde, aufgrund der Gesamt-
belastungssituation unserer Gewässer, einer 
nicht vollständig vorhandenen Datengrundlage 
sowie aus Gründen der Umsetzbarkeit und Wirt-
schaftlichkeit unter Ausnutzung der Möglichkei-
ten der Wasserrahmenrichtlinie eine stufenweise 
Anpassung der Gewässer an den Zielzustand bis 
2027 festgelegt.

So wurde im ersten NGP 2009 der Fokus auf die 
großen Gewässer mit einem Einzugsgebiet größer 
500 km2 gelegt. Maßnahmen waren vor allem die 
Herstellung der Durchgängigkeit und Verbesse-
rung der Restwassersituation für diese Gewässer. 
Die Umsetzung der Maßnahmen erfolgte mit ei-
nem 2012 verordneten 1. Sanierungsprogramm 
für Fließgewässer und wurden mit Mitteln des 
Bundes und Landes Steiermark gefördert. Damit 
konnten von 106 nicht passierbaren Querbauwer-
ken bis dato 95 Anlagen bzw. 90 % saniert werden. 

Im NGP 2015 wurde als nächste Stufe die Errei-
chung des Zielzustandes für die großen Gewässer 
und die Herstellung der Durchgängigkeit für die 
Gewässer größer 100 km2 festgelegt. Nachdem für 
die zweite Phase der Sanierung keine Fördermit-
tel von Seiten des Bundes zur Verfügung gestellt 
werden konnten und die Verhältnismäßigkeit 
bzw. Zumutbarkeit für die Herstellung der Durch-
gängigkeit daher bei den zu sanierenden Anlagen 
großteils nicht mehr gegeben war, wurde das Sa-
nierungsprogramm lediglich auf die Mindestrest-
wasserabgabe bei Ausleitungsstrecken ausgelegt. 
2019 wurde das 2. Sanierungsprogramm für Fließ-
gewässer verordnet.

Für die dritte Periode ist nunmehr entsprechend 
dem NGP 2021 insbesondere die Anpassung der 
Restwassersituation für sämtliche Anlagen in Ge-
wässern größer 10 km2 vorgesehen, sowie die 
Herstellung der Durchgängigkeit für die Gewässer 
größer 100 km2. Darüber hinaus sind für Schwer-
punktgewässer morphologische Maßnahmen 
umzusetzen. Die Herstellung der Fischpassierbar-

keit und Restwasseranpassung soll im Rahmen 
eines 3. Sanierungsprogrammes erfolgen. 

Bereits 2015 wurde unter Anwendung des § 55g 
WRG ein Regionalprogramm zum Schutz ökolo-
gisch bedeutender Gewässerstrecken erlassen. 
Die Auswahl der Gewässerstrecken erfolgte nach 
gewässerökologischen und energiewirtschaftli-
chen Kriterien. Vorrangiges Ziel des Regionalpro-
grammes ist der Erhalt der letzten noch weitge-
hend naturbelassenen Abschnitte innerhalb des 
steirischen Gewässernetzes, wobei die voraus-
sichtliche Entwicklung zukünftiger Nutzungser-
fordernisse, insbesondere in Bezug auf die Trink-
wasserversorgung, den Schutz vor Naturgefahren 
und den Ausbau der Wasserkraftnutzung, berück-
sichtigt wird. Das Regionalprogramm wird der-
zeit evaluiert, wobei aktuelle Entwicklungen, 
neue Datengrundlagen und eine aktuelle Potenzi-
alstudie Wasserkraft eingearbeitet werden.

Mit der Umsetzung des ersten und zweiten Sanie-
rungsprogrammes konnten bereits viele Gewäs-
serabschnitte verbessert werden und konnte da-
mit in den zu sanierenden Gewässern auch we-
sentlich zur Zielzustandserreichung beigetragen 
werden. Mit dem 3. Sanierungsprogramm soll 
nunmehr der letzte Schritt zur Zielzustandserrei-
chung in Bezug auf die Herstellung der Durchgän-
gigkeit und Restwassersituation umgesetzt wer-
den.

In Ergänzung dazu sollen mit dem aktualisierten 
„Regionalprogramm zum Schutz von Gewässer-
strecken“ durch Bewirtschaftungsreglementie-
rungen natürliche und ökologisch wertvolle Ge-
wässerstrecken vor Nutzungen weitestgehend 
geschützt werden. Damit kann die Verschlechte-
rung dieser Gewässerstrecken verhindert und im 
Zusammenhang mit der Vernetzung sanierter Ge-
wässerabschnitte auch ein erheblicher Anteil zur 
Zielzustandserreichung beigetragen werden.

3.2.1.5. Sicherstellung des guten Zustandes der 
Grundwasserkörper 

Erhaltung der Grundwasserqualität der Grund-
wasservorkommen im Murtal südlich von Graz

Die steirischen Grundwasserkörper weisen, den 
letzten Auswertungen zufolge, einen guten Zu-
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stand aus, demnach keine Sanierungsmaßnah-
men zu ergreifen sind. Unter Berücksichtigung 
aller Monitoring-Ergebnisse und in Kenntnis der 
Entwicklungen der Vergangenheit ist ein vor-
sorglicher Grundwasserschutz zwingend zu ver-
folgen. Im Interesse der Sicherung der Trinkwas-
serversorgung und in Wahrnehmung der generel-
len rechtlichen Vorgaben zur Reinhaltung des 
Wassers ist das erklärte Ziel, eine Verschlechte-
rung des Zustandes der Grundwasserkörper, zu 
verhindern.

Weite Bereiche der Steiermark werden land- und 
forstwirtschaftlich genutzt. Während im ost- und 
weststeirischen Hügelland keine zusammenhän-
genden Grundwasservorkommen vorhanden 
sind, verfügen die Talbereiche der größeren Fluss-
systeme über flächige, oberflächennahe Grund-
wasservorkommen, die intensiv für die Trink-
wasserversorgung herangezogen werden. Dies 
trifft vor allem auf das Murtal von Graz bis Bad 
Radkersburg, aber beispielsweise auch auf das 
Sulm- und Saggautal zu. Weite Bereiche davon 
werden landwirtschaftlich genutzt und in Kombi-
nation mit dem Aufbringen von Gülle ergeben 
sich große Herausforderungen in der Einhaltung 
der Grenzwerte, insbesondere für Nitrat. Für die 
Maßnahmen zur Vermeidung einer unvertretba-
ren Nährstoffbelastung wurden ein Regionalpro-
gramm zum Schutz der Grundwasserkörper Gra-
zer Feld, Leibnitzer Feld und Unteres Murtal erlas-
sen und Schongebiete bestimmt (Grundwasser-
schutzprogramm Graz bis Bad Radkersburg, LGBl. 
Nr. 24/2018). Die Wirksamkeit der Maßnahmen 
wird regelmäßig zu evaluieren sein. 

Zur Bewusstseinsbildung, Information und Bera-
tung der Landwirte wurde bereits vor mehr als 30 
Jahren die „Landwirtschaftliche Umweltbera-
tung“ geschaffen, die seitens des Landes fachlich 
und auch finanziell unterstützt bzw. begleitet 
wird.

Abgesehen von Einträgen aus der Landbewirt-
schaftung können Grundwasservorkommen 
auch durch Schadstoffe mit anderen Ursachen 
und Eintragspfaden die Qualität maßgeblich be-
einträchtigen.

Die Verhinderung der Zustandsverschlechterung 
dient der Erhaltung des guten Grundwasserzu-
standes und in Folge der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen und privaten Trinkwasserversor-
gung.

Als maßgebliche Indikatoren sind Monitoring-Er-
gebnisse und Trendabschätzungen heranzuzie-
hen.

Im Sinne eines präventiven Grundwasserschut-
zes sind Programme und Projekte zur Erhaltung 
bzw. Erreichung des Zielzustandes nach Bedarf zu 
entwickeln und umzusetzen.

Nachhaltiger Schutz aller  
Grundwasservorkommen

Ziel der Wasserwirtschaft ist der Schutz aller, ins-
besondere jener Grundwasservorkommen, die für 
die Trinkwasserversorgung genutzt werden. 

Als wichtige Maßnahme ist dabei die Auswei-
sung von Wasserschongebieten und der Festle-
gung zeitgemäßer Vorkehrungen zum Schutz der 
Trinkwasserressourcen vorgesehen. Insbesonde-
re wurde bzw. wird auch eine Vereinheitlichung 
der bestehenden Grundwasserschongebiete, er-
forderlichenfalls mit einer Ausdehnung der Ver-
ordnungsgebiete und angepasster Regelung der 
Vorgaben, zu verfolgen sein.

Die Schutzzonen (engeres und weiteres Schonge-
biet) der bestehenden Grundwasserschongebiete 
wurden bzw. werden dabei zusammengefasst, die 
vorhandenen, teils unterschiedlich lautenden, 
Nutzungsbeschränkungen und Pflichten verein-
heitlicht und zahlenmäßig wesentlich verringert.

Mit der Vereinheitlichung und Zusammenfas-
sung wurde bzw. wird die Rechtssicherheit und 
Gleichbehandlung deutlich angehoben und die 
Zahl der derzeit erforderlichen Mehrfachbewilli-
gungen (Bewilligungen nach einem Materien-
recht und Bewilligung nach Schongebietsverord-
nung) wird dadurch erheblich reduziert. Auch 
können die „Lasten“ des notwendigen Grundwas-
serschutzes gleichmäßiger verteilt werden.

Eine weitere wichtige Maßnahme ist die Rege-
lung einer grundwasserverträglichen Bodennut-
zung. Es gelten schon seit Jahren Richtlinien für 
die Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flä-
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chen, die auch flächendeckend umzusetzen sind. 
Im Wesentlichen geht es darum, den Zeitraum 
und das Ausmaß der Ausbringung vor allem von 
stickstoffhaltigen Düngemitteln auf das tatsäch-
liche Erfordernis im Pflanzenwachstum auszu-
richten. Zur Kontrolle dieser Maßnahmen werden 
Aufzeichnungspflichten und regelmäßige Kont-
rollen vorgesehen.

Schutz der Tiefengrundwasserressourcen 

Durch nahezu undurchlässige Deckschichten 
(Tone und Schluffe) und durch ihre Tiefenlage be-
sonders vor Umwelteinflüssen geschützt, neh-
men die Tiefengrundwässer eine äußerst wichti-
ge Position innerhalb der Wasserwirtschaft ein. 
Durch diese Ressource kann die Trinkwasserver-
sorgung für die Bevölkerung mit qualitativ ein-
wandfreiem Wasser auch in Notzeiten über einen 
längeren Zeitraum aufrechterhalten werden.

Diese Tiefengrundwasserkörper unterliegen be-
reits vielfach einer Übernutzung (v. a. durch pri-
vate Hausbrunnen, die nicht dem Stand der Tech-
nik entsprechen, was durch zahlreiche Untersu-

chungen der letzten Jahrzehnte belegt ist. Die 
Übernutzung der gespannten und artesisch ge-
spannten Horizonte findet in den sinkenden 
Druckwasserspiegeln ihren Ausdruck. Örtlich ist 
die Grenze der Entnahmemöglichkeit bereits 
überschritten, weswegen die Ergiebigkeit der 
Brunnenanlagen stetig zurückgeht.

Vor allem die, Ende des Jahres 2005, veröffent-
lichte Studie „Hydrogeologische Grundlagen für 
eine nachhaltige Nutzung der Tiefengrundwässer 
im Bereich des Oststeirischen und Pannonischen 
Beckens (NANUTIWA)“, die vom Lebensministe-
rium in Kooperation mit den Bundesländern Stei-
ermark und Burgenland finanziert wurde, hat De-
fizite und Handlungsbedarf bei den Tiefengrund-
wasservorkommen großer Teile der Oststeier-
mark eindrücklich aufgezeigt. Allein im steiri-
schen Untersuchungsgebiet dieser Studie fließen 
durch freien Überlauf rund 175 l/s ungenutzt ab. 
Die Menge, die unterirdisch aufgrund des schlech-
ten Bauzustandes der Brunnen (fehlende oder 
schadhafte Verrohrungen) in seichtere Aquifere 
übertritt und dadurch verloren geht, kann nur ge-

Anpassung an den Stand der Technik bei der Nutzung von artesischen Wasser © A14
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schätzt werden und liegt vermutlich auch in die-
ser Größenordnung.

Im Arteser Aktionsprogramm 2.0 werden einer-
seits die Möglichkeiten bei der Sanierung und 
beim Rückbau von derartigen Brunnenanlagen 
geregelt und andererseits auf die wasserwirt-
schaftliche Bedeutung der Einhaltung des Stan-
des der Technik verwiesen. Darüber hinaus bein-
haltet dieses Programm einen Sanierungsvor-
schlag unter Berücksichtigung wasserwirtschaft-
licher Prioritäten bis längstens 31.12.2024.

Zur Unterstützung des Rückbaues bzw. der Sanie-
rung artesischer Brunnenanlagen, werden im 
Rahmen der Förderungsrichtlinien des Landes 
Steiermark für Maßnahmen der Siedlungswas-
serwirtschaft Mittel zur Verfügung gestellt.

Angestrebte Wirkungen

Bei der Verfolgung der aufgezeigten Strategien 
soll die erforderliche Grundwasserneubildung vor 
allem in allen für die Trinkwasserwasserwirt-
schaft wichtigen Bereichen auf Dauer gesichert 
werden. Die wertvollen und für eine krisensichere 
Trinkwasserversorgung wichtigen Tiefengrund-
wässer sollen langfristig vor Übernutzung ge-
schützt werden. Die Entwicklung des Wasser-
haushaltes und die Wirksamkeit der Strategien 
bzw. der Maßnahmen sollen durch die verstärkte 
Beobachtung der Grundwasserstände und regel-
mäßige Evaluierung erfolgen. Darüber hinaus soll 
die Einhaltung von Standards von Projekten mit 
Auswirkungen auf den Wasserhaushalt erfasst 
und bewertet werden.

3.3. Die steirischen Fließgewässer  
sind ein wertvoller Natur- und  
Erholungsraum

Gewässer und die von ihnen beeinflussten Räume 
besitzen als lebensnotwendige Elemente der Kul-
turlandschaft höchste Bedeutung in der Gesell-
schaft. 

Sie prägen als Lebensadern der Landschaft das 
Landschaftsbild und bilden als Gewässernetz die 
Basis für ein Verbundsystem von Ökosystemen. 
Gewässer werden in ihrer Funktion als Natur- 

und Erlebnisraum durch ihre Wasserqualität, ihre 
Abflussdynamik und durch ihre strukturellen 
Merkmale (Gewässermorphologie) definiert. Viele 
Tier- und Pflanzenarten sind speziell an den Le-
bensraum Fließgewässer angepasst und von ihm 
abhängig. Sie benötigen Überflutungen, steile 
Uferanbrüche oder Schotter- und Kiesbänke. 

Durch die Verpflichtung zur nachhaltigen Bewirt-
schaftung der Fließgewässer sind die ökologische 
Qualität, der Schutz bzw. die Verbesserung der Ge-
wässerlebensräume einschließlich Auen und 
Überflutungsbereichen zentrale Themen der 
Wasserwirtschaft. Neben den naturräumlichen 
bzw. gewässerökologischen Funktionen sind ge-
wässerbegleitende Flächen als Schutzzonen ge-
gen Schadstoffeinträge aus dem Umland weiter-
zuentwickeln. Somit sind sämtliche Projekte und 
Maßnahmen an Fließgewässern so zu planen 
und durchzuführen, dass die Erhaltung der Fließ-
gewässer als wertvoller Natur- und Erlebnisraum 
und die Schutzfunktion auf Dauer sichergestellt 
sind. Dies gilt für Infrastrukturprojekte (z. B. Ver-
kehrsanlagen, Radwege etc.), für Anlagen für 
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Freizeitnutzungen, aber auch für die Bewirtschaf-
tung angrenzender Flächen.

Zu beachten ist jedoch, dass die Freizeit- und Er-
holungsfunktion von Fließgewässern, vor allem 
im Stadtgebiet bzw. in der Umgebung von Sied-
lungsgebieten von besonderer Bedeutung für die 
Bevölkerung ist. Durch den Zugang zu attraktiven 
Gewässerabschnitten werden Fließgewässer er-
lebbar und das Bewusstsein der Menschen für die 
Gewässer selbst und die notwendigen Schutz-
maßnahmen wird gestärkt.

Diese Ziele sollen einerseits bei der Umsetzung 
schutzwasserwirtschaftlicher Maßnahmen be-
rücksichtigt und andererseits im Rahmen der 
Verwaltung des Öffentlichen Wassergutes konse-
quent verfolgt werden. Weiters soll die Vernet-
zung der Fließgewässer mit dem Umland durch 
den Ausbau eines so genannten „Biotopverbun-
des“ ausgebaut bzw. verbessert werden.

3.3.1. Strategien zur Sicherung der steiri-
schen Fließgewässer als wertvolle 
Natur- und Erholungsräume 

Zur Sicherung der Fließgewässer als Natur- und 
Erholungsraum werden folgende Strategien ver-
folgt:

3.3.1.1. Verwaltung und Management von Flächen 
des Öffentlichen Wassergutes sind auf die 
nachhaltige Entwicklung der Fließgewäs
ser abzustimmen

Im Rahmen der Verwaltung und des Manage-
ments von Flächen des Öffentlichen Wassergutes 
(derzeit rund 107 km²) soll der Natur- und Schutz-
raum an Gewässern erhalten bzw. weiterentwi-
ckelt werden. Konkret soll die Nutzung von Flä-
chen des Öffentlichen Wassergutes im Rahmen 
der gesetzlichen Vorgaben für bauliche Maßnah-
men nur bei besonderem öffentlichen Interesse 
gestattet werden. Dabei wird angestrebt, für ge-
nutzte Flächen im Rahmen von Kompensations-
maßnahmen gewässerrelevante Ersatzflächen 
für ökologische Maßnahmen einzufordern und 
ins Öffentliche Wassergut zu übernehmen. Darü-

Die Region rund um den Grünen See ist ein beliebter Natur- und Erholungsraum © A14
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ber hinaus soll die Übernahme von Flächen ins 
Öffentliche Wassergut dort verfolgt werden, wo 
diese eine Weiterentwicklung der Fließgewässer 
als Naturraum besonders begünstigt. 

Angestrebte Wirkungen

Der Nutzungsdruck auf Flächen des Öffentlichen 
Wassergutes soll in Grenzen gehalten werden, um 
den gesellschaftlich wertvollen Funktionen des 
Öffentlichen Wassergutes hinsichtlich Ökologie, 
Naherholung und besonderer öffentlicher Interes-
sen zukunftsorientiert Rechnung zu tragen.

3.3.1.2. Ausbau und Sicherung eines Biotop
verbundes „Fließgewässer“

Im Rahmen dieser Strategie beabsichtigt das 
Land die Erstellung von Konzepten und Planun-
gen für die Entwicklung eines Biotopverbundes 
„Fließgewässer“. Durch gezielte Projekte, aber ins-
besondere durch Berücksichtigung erforderlicher 
Maßnahmen bei der Umsetzung von Projekten 
des Wasserbaus (Hochwasserschutz, landeskul-
tureller Wasserbau) und Integration in Flurberei-
nigungsverfahren soll der Biotopverbund ausge-
weitet werden.

Angestrebte Wirkungen

Durch die Erfassung und Weiterentwicklung von 
Biotopverbundstrecken (km) unter Nutzung von 
Flächen des Öffentlichen Wassergutes soll ein 
wesentlicher Beitrag für die Erhaltung von wich-
tigen Natur- und Erholungsräumen geleistet wer-
den.

3.3.2. Maßnahmen und Projekte
Verwaltung und Management von Flächen des 
Öffentlichen Wassergutes sind auf die nachhalti-
ge Entwicklung der Fließgewässer abzustimmen

Bei der Verwaltung im Sinne der Zweckwidmung 
nach § 4 Wasserrechtsgesetz 1959 i.d.g.F. von 
rund 10.800 Grundstücken des Öffentlichen 
 Wassergutes Steiermark im Ausmaß von circa 
10.700  ha wird besonders darauf geachtet, dass 
bei Gestattungen von Inanspruchnahmen auf die 
Gewässerverträglichkeit Rücksicht genommen 
wird, dass die Fließgewässer vor widerrechtli-

chen Zugriffen geschützt und für die Gewässer-
entwicklung wertvolle Flächen erhalten werden. 
Die Uferstreifen an den steirischen Fließgewäs-
sern sollen auch zur Erreichung des guten ökolo-
gischen Zustandes eingesetzt werden.

Projekte zur Schaffung von Biotopverbünden 
„Fließgewässer“ betreiben

Die Wiedereinrichtung bzw. die Entwicklung und 
Pflege bestehender Uferrandstreifen ist eine vor-
dringliche Maßnahme des Gewässerschutzes und 
deren Anbindung an ökologisch wertvolle Flä-
chen des Umlandes im allgemeinen Interesse des 
Naturschutzes. Die Ablöse von geeigneten Ufer-
grundstücken in landwirtschaftlich genutzten 
Bereichen wird zielgerichtet im Zuge der Gewäs-
serpflege- und Instandhaltungsprogramme fort-
gesetzt.
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Siedlungswasser-
wirtschaft – 
Daseinsvorsorge 
und Lebensqualität

4

Die sichere Versorgung der Bevölkerung und der 
Wirtschaft mit Trinkwasser und die gewässer-
verträgliche bzw. gewässerschützende Samm-
lung und Reinigung der Abwässer ist eine ele-
mentare Aufgabe und Leistung der Daseinsvor-
sorge, die zumeist in Verantwortung der Gemein-
den liegt. Der Ausbau und zunehmend die Erneue-
rung bzw. Weiterentwicklung der Infrastruktur 
sind im besonderen öffentlichen Interesse und 
werden von Bund und Land maßgeblich unter-
stützt. Ein wichtiger Aspekt ist dabei, dass diese 
Leistungen der Daseinsvorsorge Siedlungswas-
serwirtschaft in kommunaler und damit in öf-
fentlicher Verantwortung bleiben.

Mit den nachfolgend angeführten Strategien und 
Maßnahmen soll ein Beitrag zur Erreichung der 
Wirkungsziele geleistet werden: 

4.1. Strategien für die Gewährleistung 
eines sicheren und leistbaren 
Zuganges zu qualitätsgesicherten 
Leistungen der Daseinsvorsorge in 
der Wasserversorgung

Eine in Qualität und Quantität gesicherte Trink-
wasserversorgung zu leistbaren Gebühren ist Teil 
der Gesundheit sowie des Wohlstandes der steiri-
schen Bevölkerung und ist oftmals Vorausset-
zung für die Entwicklung von Tourismus und 
Wirtschaft. Die Bereitstellung von hochwertigem 
Trinkwasser zu leistbaren, dem Verursacherprin-
zip Rechnung tragenden Gebühren gilt es zu er-
halten bzw. herzustellen. 

Der Wasserversorgungsplan Steiermark 2015 um-
fasst umfangreiche Grundlagen zur Hydrologie, 
Wasservorkommen etc. und zeigt Aspekte der 
steirischen Wasserversorgung sowie Strategien 
für eine zukunftsgesicherte Trinkwasserversor-
gung in der Steiermark auf.
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4.1.1. Errichtung und Instandhaltung von 
Anlagen zur Erhaltung der Versor-
gungssicherheit sowie der effizienten 
Betriebsführung betreiben und unter-
stützen 

Das Land unterstützt die Planung und die Errich-
tung von Wasserversorgungsanlagen durch Bera-
tungen, strategische Planungen und Bereitstel-
lung von Förderungen. Der Schwerpunkt hat sich 
dabei von der Neuerrichtung von Anlagen auf die 
Funktions- und Werterhaltung der bestehenden 
Wasserversorgungsinfrastruktur verlagert. Die 
Erstellung von digitalen Leitungsinformations-
systemen, Zustandsbewertungen der Anlagen 
und Reinvestitionsplänen wird besonders betrie-
ben und unterstützt.

Zur Erhaltung und Erhöhung der Versorgungssi-
cherheit werden Projekte von regionaler Bedeu-
tung zur Sicherung der Wasserversorgung in Not-
situationen (z. B. Auswirkungen von Trockenheit, 
technische Störfälle, Katastrophen) besonders ge-
fördert. Darunter fallen beispielsweise Vernetzun-
gen mit anderen Trinkwasserversorgern, Errich-

tung von Ringschlüssen oder weiteren voneinan-
der unabhängigen Wassererschließungen oder 
Notstromversorgungen. Eine Grundlage dafür 
stellen Störfallmanagementpläne für die Trink-
wasserversorgung dar, die in den nächsten Jah-
ren für alle Gemeinden ausgearbeitet werden sol-
len. 

Das Land setzt und unterstützt Initiativen zur Si-
cherstellung einer effizienten Betriebsführung 
von Wasserversorgungsanlagen (z. B. Benchmar-
king, Kostenrechnungen, Schulungsmaßnahmen 
für kleine Wasserversorger). Für die Trinkwas-
serversorgung wichtige Ressourcen, die noch 
nicht genutzt werden, sollen für die zukünftige 
Wasserversorgung gesichert werden. Weiters ist 
zu überprüfen, inwiefern bestehende Wasserrech-
te und der aktuelle Wasserbedarf noch den dem 
Recht zugrundliegenden Bedarfssituationen ent-
sprechen. Derartige bestehenden Nutzungsrechte 
könnten in regionale Versorgungskonzepte integ-
riert werden.

Mit den dargestellten Maßnahmen soll flächen-
deckend in der Steiermark eine sichere Trink-

Das Grundwasserschutzprogramm Graz bis Bad Radkersburg dient der Sicherstellung der Trinkwasserversorgung © A14
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wasserversorgung auf dem Stand der Technik er-
halten bzw. weiterentwickelt werden. Der öffent-
liche Wasserversorgungsgrad über Gemeinden, 
Wasserverbände und Wassergenossenschaften 
liegt bei rund 90 % der Bevölkerung. Für rund 10 % 
der Bevölkerung gilt es eine ordnungsgemäße 
Trinkwasserversorgung mit privaten Einzelwas-
serversorgunganlagen, die auch Nachbarschafts-
lösungen (Wassergemeinschaften) mit bis zu vier 
Objekten umfassen können, zu erhalten bzw. zu 
versorgen.

Es gilt für die Zukunft die Wasserversorgungsan-
lagen in ihrer Funktionalität und ihrem Wert 
bestmöglich zu erhalten. In diesem Zusammen-
hang ist auch die demografische Entwicklung zu 
berücksichtigen und sind neben der technischen 
Erneuerung auch die Leitungskapazitäten gege-
benenfalls anzupassen. 

Förderungen, Beratungen und Initiativen zur effi-
zienten Betriebsführung sollen zu leistbaren Ge-
bühren führen, wobei dem Verursacherprinzip 
Rechnung zu tragen ist. Ziel ist es, die Trinkwas-
sergebühren im Verhältnis zur allgemeinen Preis-
entwicklung auf Grundlage einer Kosten- und 
Leistungsrechnung zu gestalten.

Die öffentliche Trinkwasserversorgung soll auf 
dem hohen Versorgungsgrad und der hohen Qua-
lität erhalten bleiben. Dazu zählt auch der Neubau 
von Anlagen, insbesondere auch die Integration 
neuer Siedlungsbereiche und Betriebsstandorte 
in die öffentliche Wasserversorgung. Als Indika-
tor werden die jährlich neu errichteten Trinkwas-
serversorgungsanlagen im Verhältnis zu den pro-
gnostizierten erforderlichen Neuerrichtungen 
herangezogen. 

4.1.2. Maßnahmen und Projekte

VORSORGEN – Erhaltung der Trinkwasser-
infrastruktur in Funktion und Wert

Mittel- bis langfristig wird eine Reinvestitionsra-
te für die vorhandene Infrastruktur von 1,5 bis 2 % 
angestrebt. Als Indikator sollen dafür die jährli-
chen Investitionen für Sanierungen von Trink-
wasserversorgungsanlagen im Verhältnis zu den 

prognostizierten erforderlichen Reinvestitionen 
herangezogen werden.

Zeitgemäßes Störfallmanagement sichert die 
Trinkwasserversorgung 

Jeder öffentliche Trinkwasserversorger soll in 
Zukunft ein zeitgemäßes Störfallmanagement be-
treiben. Dafür sollen bis 2025 Störfallpläne gemäß 
den Vorgaben der Wasserwirtschaft erstellt wer-
den.

Trinkwasserversorgung zu leistbaren Gebühren 

Die Finanzierung der öffentlichen Trinkwasser-
versorgung soll mit sozial verträglichen (leistba-
ren) und kostendeckenden Gebühren erreicht 
werden. Um das zu erreichen braucht es Effizienz 
in Bau und Betrieb und öffentliche Förderungen. 
Als Indikator werden dafür Förderungsansuchen 
von Gemeinden mit einem kostendeckenden 
Haushalt und der Einhebung von leistbaren Ge-
bühren herangezogen.

Nachhaltige Verwendung von Trinkwasser – 
Schonung der Ressource Trinkwasser

Der spezifische Wasserverbrauch pro Einwohner 
soll dabei über den derzeitigen Wert von rund 140 
Liter pro Tag nicht hinausgehen. Der Gesamtwas-
serverbrauch soll dabei im Verhältnis zur Bevöl-
kerungsentwicklung auf das unbedingt notwen-
dige Ausmaß beschränkt werden bzw. vom Wirt-
schaftswachstum abgekoppelt sein. Daraus ergibt 
sich die Forderung, das erschlossene Trinkwasser 
ohne wesentliche Verluste in den Anlagen zum 
Nutzer zu bringen und vor Ort den Wasserver-
brauch durch verantwortungsvolles Handeln und 
gute technische Ausstattung auf ein notwendiges 
Mindestmaß zu reduzieren. Gerade im Lichte des 
Klimawandels werden regionale Defizite im Was-
serdargebot verstärkt sichtbar werden. Über die 
öffentlichen Haushalte hinaus ist nach eingehen-
der Prüfung einer nachhaltigen Verfügbarkeit 
eine ressourcenschonende Nutzung von Trink-
wasser für den Bereich Wirtschaft und Tourismus 
einzufordern.
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Wassernetzwerk Steiermark –  
Weiterentwicklung 

Mit dem Ziel einer in Qualität und Quantität gesi-
cherten Trinkwasserversorgung ist die Errich-
tung von weiteren Vernetzungen von öffentlichen 
Wasserversorgern im Sinne des „Wassernetz-
werks Steiermark“ sowie des innersteirischen 
Wasserausgleiches fortzuführen. In diesem Zu-
sammenhang ist auch zu überprüfen, welche He-
rausforderungen als Folge des Klimawandels in 
Zukunft noch verstärkt zu berücksichtigen sind. 
So ist vor allem die weitere Nutzung der vorhan-
denen Kapazitäten der Transportleitung Hoch-
schwab Süd durch Einbeziehung vorhandener, 
vor Ort nicht mehr benötigter Ressourcen vor-
dringlich zu verfolgen.

Qualitätssicherung für öffentlicher Wasserver-
sorger betreiben und sichtbar machen

Die Qualität der steirischen Wasserversorgung 
soll auf Basis der rechtlichen Vorgaben durch effi-
ziente und fachkundige Betriebsführung und mit 
Nutzung von Innovationen ständig abgesichert 

werden. Dazu zählt in Zukunft beispielsweise 
auch der Einsatz von künstlicher Intelligenz 

Mit der Verleihung des Gütesiegels „Ausgezeich-
neter Steirischer Wasserversorger“ gemeinsam 
von Land und Wasserversorgungsverband an öf-
fentliche Wasserversorger wurde 2021 ein neuer 
Impuls gesetzt. Damit sollen auch in Zukunft Ge-
meinden, Verbände und Genossenschaften aus-
gezeichnet werden, die ihr Unternehmen auf ho-
hem Niveau zum Wohle ihrer Kunden betreiben.

Qualifizierung „kleiner“ Wasserversorger  
langfristig betreiben

Das Land Steiermark unterstützt Maßnahmen zur 
Aus- und Weiterbildung sowie zum Informations- 
und Erfahrungsaustauch von kleinen Wasserver-
sorgern, um eine qualitätsgesicherte Trinkwas-
serversorgung auf allen Ebenen zu gewährleisten.

Wassernetzwerk Steiermark ist wichtiger Beitrag für eine sichere Wasserversorgung  
© GIS Steiermark/Mach & Partner ZT GmbH
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4.2. Strategien für die Gewährleistung 
eines sicheren und leistbaren 
Zuganges zu qualitätsgesicherten 
Leistungen der Daseinsvorsorge in 
der Abwasserentsorgung

Die flächendeckende Reinigung von häuslichen, 
betrieblichen und industriellen Abwässern ist un-
verzichtbarer Standard zur Sicherung der Qualität 
von Grundwasser, Flüssen, Bächen und Seen. Die 
Nutzung von Grundwasser für eine hygienische 
und qualitativ einwandfreie Trinkwasserversor-
gung ist nur durch eine flächendeckend durchge-
führte Abwasserreinigung nach dem Stand der 
Technik möglich.

Die Erfassung und Behandlung der Abwässer in 
Reinigungsanlagen sind weitestgehend realisiert, 
sodass in Zukunft über die Finalisierung der flä-
chendeckenden Abwasserreinigung vor allem die 
Erhaltung der geschaffenen abwassertechni-
schen Infrastruktur in Funktion und Wert von be-
sonderer Bedeutung sein wird.

Die Finanzierung und Gebührengestaltung sollen 
dabei für die Bevölkerung in einem zumutbaren 
Ausmaß erfolgen.

Die Anlagen und Leistungen zur Abwassersamm-
lung und Abwasserreinigung sind neben der Wir-
kung für den Gewässerschutz inzwischen auch 
unverzichtbare Infrastruktur für Siedlungen, 
Wirtschaft und Tourismus und Teil der hohen Le-
bensqualität in der Steiermark.

Mit nachfolgenden Strategien und Maßnahmen 
sollen die dargestellten Ziele erreicht werden.

4.2.1. Ausbau und Weiterentwicklung sowie 
Erhaltung in Funktion und Wert der 
öffentlichen Abwasser infrastruktur 
zu leistbaren Gebühren

Die öffentliche Abwasserentsorgung soll auch in 
Zukunft in Verantwortung von Gemeinden, Ver-
bänden und Genossenschaften erfolgen. Auf Ba-
sis der durch die Raumordnung vorgegebenen 
Entwicklungen von Siedlungs- und Wirtschaf-
träumen wird die Bereitstellung der öffentlichen 
Abwasserinfrastruktur auch weiterhin vorzuneh-

Abwasserreinigung auf dem aktuellen Stand der Technik © Mürzverband
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men sein. Der aktuelle Entsorgungsgrad von Ab-
wässern über öffentliche Systeme von über 95 % 
der Bevölkerung wird zu erhalten und nur mehr 
geringfügig zu steigern sein. Dafür liegen Kosten-
schätzungen vor und die Umsetzung der jährlich 
neu errichteten Abwasserentsorgungsanlagen 
wird im Verhältnis zu den prognostizierten erfor-
derlichen Neuerrichtungen zu verfolgen sein.

Die in den letzten Jahrzehnten ausgebaute Ab-
wasserinfrastruktur mit Erstbeschaffungskosten 
von 3,6 Milliarden Euro ist dauerhaft in Funktion 
und Wert zu erhalten. Um das zu gewährleisten, 
müsste eine Reinvestitionsrate von 1,5 bis 2 % um-
gesetzt werden. Auf Grund der bestehenden Al-
tersstruktur sollte man sich diesem Zielwert in 
den nächsten zehn Jahren sukzessive annähern. 
Um die Entwicklung regelmäßig zu bewerten sol-
len dafür die jährlichen Investitionen für die sa-
nierten bzw. erneuerten Abwasserentsorgungs-
anlagen im Verhältnis zu den prognostizierten 
erforderlichen Reinvestitionen herangezogen 
werden. Auf der Grundlage von Leitungsinforma-
tionssystemen und Reinvestitionsplänen sollen 
die erforderlichen Reinvestitionen von Abwasser-

entsorgungsanlagen erarbeitet sowie deren 
Finan zierung sichergestellt werden. Das Land 
Steiermark unterstützt dabei die öffentlichen 
 Abwasserentsorger im Rahmen des Projektes 
VORSORGEN durch fachkundige Beratungen.

Der Betrieb einer öffentlichen Abwasserentsor-
gung soll sicher und effizient mit kostendecken-
den und leistbaren Gebühren erfolgen. Dafür wer-
den unter anderem auch öffentliche Förderungen 
bereitgestellt. Insbesondere auch um Ungleich-
heiten bezüglich wasserwirtschaftlicher, topo-
grafischer und wirtschaftlicher Rahmenbedin-
gungen sowie in den Siedlungsstrukturen auszu-
gleichen. Beobachtet werden soll das an jenen 
Förderungsansuchen, die von Gemeinden mit ei-
nem kostendeckenden Abwasserhaushalt und 
der Einhebung von leistbaren Gebühren einge-
reicht werden.
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4.2.2. Maßnahmen und Projekte

VORSORGEN – Erhaltung der Abwasserinfra-
struktur in Funktion und Wert

Mittel- bis langfristig wird eine Reinvestitionsra-
te für die vorhandene Infrastruktur von 1,5 bis 2 % 
angestrebt. Als Indikator sollen dafür die jährli-
chen Investitionen für Sanierungen von Abwas-
serentsorgungsanlagen im Verhältnis zu den pro-
gnostizierten erforderlichen Reinvestitionen her-
angezogen werden.

Zeitgemäßes Störfallmanagement für eine  
sichere Abwasserentsorgung 

Um einen gesicherten und störfallfreien Betrieb 
zu gewährleisten, soll jeder öffentliche Abwasser-
entsorger bis längstens 2030 ein umfassendes 
Störfallmanagement entwickeln und betreiben. 
Dafür sollen Vorgaben der Wasserwirtschaft als 
Grundlage erstellt werden.

Verbesserung und Weiterentwicklung  
der Ressourcenbewirtschaftung 

Einerseits brauchen Abwasserreinigungsanlagen 
für den Betrieb wichtige Ressourcen, andererseits 
werden nutzbare Ressourcen im Reinigungspro-
zess erzeugt.  So wird auch durch gesetzliche Vor-
gaben die Neuausrichtung der Klärschlammbe-
wirtschaftung erforderlich sein.

Klärschlamm ist nicht nur ein Abfallprodukt der 
Abwasserreinigung mit Schadstoffen in unter-
schiedlicher Konzentration, sondern auch eine 
Ressource mit wertvollen Inhaltsstoffen. 

So wird in Zukunft bei größeren Anlagen die Nut-
zung des im Klärschlamm enthaltenen Phos-
phors zu verfolgen sein. Dementsprechend soll in 
Zusammenarbeit mit Vertretern der Abwasser-
entsorger, Entsorgungswirtschaft und der Lan-
desverwaltung ein zukunftsfähiges Klär-
schlammkonzept erarbeitet werden.

Qualitätssicherung privater Hauskanäle

Der ordnungsgemäße Zustand und Betrieb von 
privaten Hauskanälen soll in Zukunft stärker be-
achtet werden. Dies begründet sich mit der ver-
hältnismäßig großen Länge der Kanäle von rund 

10.000 km und den oftmals unzureichenden Stan-
dards in Bau und Instandhaltung. Durch eine in-
tensive Öffentlichkeitsarbeit sowie durch ver-
mehrte Anlagen-Zustandsüberprüfungen und 
Sanierungen werden hier Verbesserungen ange-
strebt.

Sicherung des Beitrages der Abwasserreinigung 
an der Erhaltung der Gewässerqualität 

Die Abwassersammlung und Reinigung der Ab-
wässer vor Rückführung in den Wasserkreislauf 
bleiben eine zentrale Vorsorgeleistung für die 
weitgehende Reinhaltung der Gewässer. Aber 
auch gereinigte Abwässer im Rahmen der derzeit 
geltenden Emissionsbestimmungen stellen eine 
qualitative Belastung von Gewässern dar. So ist es 
zu wünschen und absehbar, dass die technischen 
Möglichkeiten und das Interesse der Gesellschaft 
an sauberem, natürlich vorkommendem Wasser 
auch eine weitere Reinigung von Abwässern 
bringen werden.

Initiativen zur Umsetzung weitergehender  
Abwasserreinigung betreiben

Die Entfernung von Spurenstoffen im gereinigten 
Abwasser soll durch eine weitergehende Abwas-
serreinigung erfolgen und anhand von Pilotpro-
jekten bei ausgewählten Kläranlagen an wasser-
wirtschaftlich sensiblen Gewässern erprobt wer-
den.

Entwicklung und Umsetzung zukunftsweisender 
Maßnahmen zur Regenwasserbewirtschaftung

Die Versiegelung in unseren Siedlungsräumen, 
die weitreichende Verkehrsinfrastruktur und die 
oftmals verdichteten Böden im Umland von Ort-
schaften schaffen nicht nur Probleme durch 
Hochwasserabflüsse, sondern sie reduzieren auch 
die Grundwasserneubildung und eine Verbesse-
rung des Bodenwasserhaushaltes. Nicht zuletzt 
kommt es zu einem Eintrag von Schad- und 
 Nährstoffen in die Gewässer und einer Belastung 
der Gewässergüte. Mit zukunftsorientierten 
 Regenwasserbewirtschaftungskonzepten sollen 
Gemeinden ein besseres Management von Re-
genabflüssen unterstützen. Die Wasserwirtschaft 
will dafür Grundlagen zur Verfügung stellen.
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Die Siedlungsräume und Standorte für Industrie 
und Gewerbe haben sich in der Steiermark über 
Jahrhunderte zu einem großen Teil auch dort ent-
wickelt, wo eine Gefährdung durch Hochwässer, 
Vermurungen, Hangrutschungen etc. in unter-
schiedlichem Ausmaß gegeben ist. In der Steier-
mark wurden wichtige rechtliche Instrumente 
geschaffen und weiterentwickelt, die sicherstel-
len, dass im Zuge der Raumplanung besonders 
hochwassergefährdete Gebiete vor einer weiteren 
Verbauung weitestgehend freigehalten werden. 
Zahlreiche gewässernahe Siedlungsgebiete ver-
fügen jedoch über keinen ausreichenden Hoch-
wasserschutz (HQ100) bzw. liegen keine ausrei-
chenden Kenntnisse über Hochwasserrisiken vor. 
Darüber hinaus haben sich in den letzten Jahr-
zehnten hochwasserrelevante Rahmenbedingun-
gen (Veränderung der klimatischen Verhältnisse, 
Flächenversiegelung, Reduktion von Retentions-
flächen, Veränderung hydrologischer Kriterien 
etc.) verändert bzw. wurde das Schadenspotenzial 
in hochwassergefährdeten Gebieten wesentlich 
erhöht.

Katastrophenereignisse in den letzten Jahrzehn-
ten haben auch gezeigt, dass die Gefährdung von 
Siedlungsräumen und Infrastruktur durch Hang-
rutschungen infolge pluvialer Abflüsse gegeben 
ist. In Zukunft ist es notwendig, den Kenntnis-
stand über Hochwassergefahren weiterhin zu 
verbessern, gefährdete Gebiete vor weiteren Ver-
bauungen freizuhalten und aktive Hochwasser-
schutzmaßnahmen nach klar definierten Priori-
täten umzusetzen. Die Betrachtung aller hoch-
wasserrelevanten Aspekte im Rahmen eines ge-
samthaften Hochwassermanagements ist hier 
ebenso zu betreiben wie die fortführende Umset-
zung der Richtlinie 2007/60/EG über die Bewer-
tung und das Management von Hochwasserrisi-
ken (EU-Hochwasserrichtlinie, HWRL) der Euro-
päischen Union.

Schutz vor  
Naturgefahren

5
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5.1. Strategien zur Erreichung eines 
bestmöglichen Schutzes der  
steirischen Bevölkerung vor  
wasserbedingten Naturgefahren

5.1.1. Umsetzung eines gesamthaften Hoch-
wasserrisikomanagements 

Hochwasserrisikomanagement (integraler Hoch-
wasserschutz) bedeutet die Gesamtheit der Akti-
vitäten von der Vermeidung neuer Risiken, der 
Verringerung bestehender Risiken über die Ver-
besserung der Bereitschaft und Bewältigungsfä-
higkeit bis hin zur Stärkung des Risiko- und Ge-
fahrenbewusstseins.

Mit der Implementierung der EU-Hochwasser-
richtlinie (HWRL) in das nationale Recht im Jahr 
2011 sind einheitliche Vorgaben für ein gesamt-
haftes Hochwasserrisikomanagement in Öster-
reich vorgesehen. In der Umsetzung des ersten 
Zyklus’ beginnend im Jahr 2012 wurde dafür die 
Basis gelegt und nach Ablauf und Ausarbeitung 
der drei Phasen der

 z vorläufigen Bewertung des Hochwasserrisi-
kos und Ausweisung von potenziell signifi-
kanten Risikogebieten (APSFR),

 z Erstellung von Gefahren- und Risikokarten
 z Erstellung von Hochwasserrisikomanage-

mentplänen für die definierten Risikogebiete

im Jahr 2015 abgeschlossen. Dabei konnten hin-
sichtlich der Auswirkung und Gefährdung auf die 
menschliche Gesundheit, wirtschaftliche Tätig-
keit, das Kulturerbe und die Umwelt wichtige Er-
kenntnisse gewonnen und dementsprechende 
Maßnahmenpakete für die APSFR-Gebiete ge-
schnürt werden. Die EU-Hochwasserrichtlinie 
sieht eine zyklische Bearbeitung alle sechs Jahre 
vor und mit Erscheinen des Wasserwirtschafts-
planes 2030 wurde bereits der zweite Zyklus mit 
einer Öffentlichkeitsbeteiligung abgeschlossen.

Durch diese gesammelten Informationen und 
umgesetzten Maßnahmen in Verbindung mit ei-
nem erhöhten Bewusstsein für Gefährdung und 
einer daraus resultierenden Eigenvorsorge der 
Bevölkerung soll im Hochwasserfall eine Mini-
mierung von Schäden erreicht werden.

Hochwasserrisikomanagement © BMLRT
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Des Weiteren erstellt das Land aufbauend auf Ge-
fahrenzonenplänen Risikoanalysen und betreibt 
Ermittlungen von Schadenspotenzialen (Kosten-
Nutzen-Untersuchungen).

Durch die Maßnahmen eines gesamthaften Hoch-
wassermanagements sollen insbesondere die 
Schäden an Siedlungen, Industrie und Infrastruk-
turen im Hochwasserereignisfall weitestgehend 
reduziert werden. Die Erreichung dieses Zieles 
setzt eine breite Kooperation der Einrichtungen 
der Wasserwirtschaft, der Katastropheneinsatz-
organisationen sowie der örtlichen Gebietskör-
perschaften voraus. 

Es wird angestrebt, dass für alle hochwasserge-
fährdeten Gemeinden Hochwasseraktionspläne 
erstellt werden. Diesbezüglich sollen jährlich jene 
Gemeinden erfasst werden, die Hochwasserakti-
onspläne erstellen.

Interdisziplinäre Zusammenarbeit stärken 

Mit der Einrichtung einer „Ständigen Arbeits-
gruppe für Hochwasser-Risikomanagement“ 
(STAHOR) in der Abteilung 14 Wasserwirtschaft, 
Ressourcen und Nachhaltigkeit im Jahr 2012 wird 
das Ziel verfolgt, unter der Leitung des Koordina-
tors für Hochwasserrisikomanagement abtei-
lungsübergreifende Aufgaben und Kompetenzen 
zum Hochwasserrisikomanagement zusammen-
zuführen und abzustimmen. 

Die Mitglieder der STAHOR setzten sich neben 
mitarbeitenden Personen der Abteilung 14 aus 
Vertretungen der Abteilung 13 Umwelt und Raum-
ordnung, der Abteilung 17 Landes- und Regional-
entwicklung, der Abteilung 10 Land- und Forst-
wirtschaft, der Fachabteilung Katastrophen-
schutz und Landesverteidigung, des Forsttechni-
schen Dienstes für Wildbach- und Lawinenver-
bauung sowie des Militärkommandos Steiermark 
zusammen. 

Für die Folgejahre werden die Zusammenkünfte 
der STAHOR intensiviert, sodass mindestens 
zweimal jährlich ein Austausch unter Evaluie-
rung der vorgesehenen Aktivitäten der jeweiligen 
Phase im Umsetzungszyklus der EU-HWRL statt-
findet.

5.1.2. Die Ausweisung von Gefahrenkarten 
unter Berücksichtigung neuer 
 Entwicklungen fortsetzen

Die Kenntnis über Hochwassergefahren ist die 
Grundlage für präventive und aktive Hochwas-
serschutzmaßnahmen. Die technischen und me-
thodischen Entwicklungen der letzten Jahre er-
möglichen zwischenzeitlich hochwertige Aussa-
gen zu Hochwassergefahren und ermöglichen 
qualitätsgesicherte und wirksame Maßnahmen.

5.1.2.1. Ausweisung von Hochwasserabfluss
gebieten und Gefahrenzonenpläne an 
Fließgewässern fortsetzen  
(fluviale Hochwässer)

Bereits seit den 1990er-Jahren werden von der 
wasserwirtschaftlichen Planung sogenannte 
Hochwasserabflussuntersuchungen systema-
tisch an Fließgewässern durchgeführt. Diese wa-
ren und sind die Grundlage für Hochwasser-
schutzplanungen und Raumplanungsverfahren.

Aufgrund immer wieder auftretender, extremer 
Hochwasserereignisse und daraus resultierenden 
enormen volkswirtschaftlichen Schäden wurde 
in der Steiermark 2005 ein Sachprogramm zur 
hochwassersicheren Entwicklung der Siedlungs-
räume verordnet. Ziel dieser Verordnung ist es, 
über Raumordnungsmaßnahmen das Gefahren- 
und Schadenspotenzial zu minimieren. Als 
Grundlage für die Bewertung ist die genaue 
Kenntnis des Hochwasserabflussgeschehens er-
forderlich. 

Seitens der wasserwirtschaftlichen Planung wur-
den bereits an rund 2.700 km Fließgewässerstre-
cken Abflussuntersuchungen erstellt und die Er-
gebnisse (HQ30, HQ100, HQ300 mit Wassertiefen 
und Fließgeschwindigkeiten) können auch im 
GIS-Steiermark abgerufen werden. 

Mit der Implementierung der EU-Hochwasser-
richtlinie in das Wasserrechtsgesetz wurde zur 
Bewertung und für das Management von Hoch-
wasserrisiken mit Verordnung des BMLRT 2014 
das Instrument der Gefahrenzonenplanung für 
fluviale Hochwässer eingeführt. Damit sollen auf 
Basis realistischer Hochwasserabflussszenarien 
sowohl Gefahrenzonen als auch für den Hoch-
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wasserabfluss und die Hochwasserretention 
wichtige Funktionsbereiche ausgewiesen wer-
den. Die Gefahrenzonenpläne werden einer Öf-
fentlichkeitsbeteiligung unterzogen und werden 
nach der kommissionellen Abnahme zur allge-
meinen Verfügbarkeit wiederum in das GIS-Stei-
ermark gestellt. Die Gefahrenzonenplanungen 
stellen wichtige Grundlagen für die Raumplanung 
und für Bauverfahren in den Gemeinden, aber 
auch für Wasserrechtsverfahren, schutzwasser-
bauliche Maßnahmen und die Erstellung der 
Hochwasserrisikomanagementpläne dar. Ziel ist 
es, bis Ende 2027 zumindest für sämtliche Hoch-
wasserrisikogebiete Gefahrenzonenplanungen zu 
erstellen. Mit Stand Jänner 2022 wurden bereits 
für 114 Gemeinden Gefahrenzonenpläne mit einer 
Gewässerlänge von rund 750 km fertiggestellt, 
wovon circa 50 Gefahrenzonenpläne kommissio-
niert werden konnten. Weitere Gefahrenzonen-
planungen für 35 Gemeinden an rund 230 km 
Fließgewässerstrecken befinden sich aktuell in 
Ausarbeitung.

Als Indikator und für die Dokumentation der Um-
setzung dieser Strategie wird einerseits die Aus-

weitung der untersuchten Gewässerstrecken und 
andererseits die Aktualisierung in besonders rele-
vanten Bereichen herangezogen.

Neben der Gefahrenzonenplanung für den Zu-
ständigkeitsbereich der Bundeswasserbauver-
waltung werden an Wildbächen Gefahrenzonen-
planungen von der Dienststelle für Wildbach- und 
Lawinenverbauung als Fachgutachten erstellt. 
Diese sind in allen Gemeinden mit Wildbächen 
vorliegend und werden anlassbezogen aktuali-
siert.

Wirkungen

Mit der Ausweisung von Hochwasserabflussbe-
reichen, Gefahrenzonen und Funktionsbereichen 
der Gefahrenzonenplanung werden wichtige 
Grundlagen für die örtliche und überörtliche 
Raumplanung zur Verfügung gestellt. Damit soll 
einerseits auf die Gefahrenpotenziale durch den 
Hochwasserabfluss hingewiesen werden und an-
dererseits die Freihaltung dieser Flächen über die 
Raumplanung umgesetzt werden. Weiters wer-
den mit den Gefahrenzonenplanungen auch 

Die Gefahrenzonenplanung ist ein wichtiges Instrument zum Schutz vor Naturgefahren © GIS Steiermark
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Grundlagen für die Umsetzung des aktiven Hoch-
wasserschutzes bereitgestellt. Dadurch sollen das 
Hochwasserrisiko für gefährdete Siedlungen und 
Infrastrukturanlagen zukünftig minimiert und 
das Schadenspotenzial reduziert werden. Die 
Ausweisung von Gefahrenzonen und Hochwas-
serabflussbereichen soll auch das Bewusstsein in 
der Bevölkerung für die Gefahren des Hochwas-
sers schärfen.

5.1.2.2. Ausweisung von Hangwasserkarten ver
stärkt betreiben (pluviale Hochwässer)

Als pluviales Hochwasser werden Oberflächenab-
flüsse bezeichnet, die bei Starkregen Überflutun-
gen verursachen, bevor diese ein Fließgewässer 
oder ein Entwässerungssystem erreichen. Rund 
die Hälfte aller auftretenden Hochwassersach-
schäden werden durch Hangwasser, Grundwas-
seranstieg oder Rückstau aus der Kanalisation 
verursacht.

Hangwasserkarten sind detaillierte Ausweisun-
gen von Hangwasserabflussbereichen, die in 
Form von hydrodynamischen Modellierungen er-
stellt werden und die flächenhafte Abflussberei-

che mit Wassertiefen und Fließgeschwindigkei-
ten darstellen. Diese Bearbeitungen werden für 
die raumrelevanten Bereiche, den Feinmodellie-
rungsbereichen, vorgenommen und bieten den 
Gemeinden einen Überblick über potenzielle Ge-
fährdungen und Lokalisierung der negativen Fol-
gen und Schäden. Auf Basis dieser Hangwasser-
karten können Gemeinden Strategien entwickeln, 
um die negativen Auswirkungen zu minimieren.

Wirkungen

Es wird angestrebt, den betroffenen Gemeinden 
mit den Hangwasserkarten eine Grundlage für 
Raumplanung und Bauverfahren hinsichtlich Ge-
fährdung durch Oberflächenabfluss sowie Maß-
nahmenvorschläge zum Hochwasserschutz im 
Rahmen der Förderung zur Verfügung zu stellen.

Übersicht der Abflussuntersuchungen und Gefahrenzonenpläne © GIS Steiermark
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5.1.3. Hochwasserschutzmaßnahmen  
zielgerichtet in ausgewiesenen Hoch-
wasserabflussgebieten unter Berück-
sichtigung ökologischer  
Rahmenbedingungen umsetzen 

Der aktive Hochwasserschutz sieht den Schutz 
des Menschen und seiner Lebens-, Siedlungs- 
und Wirtschaftsräume sowie seiner Kulturgüter 
vor vermeidbaren Schäden durch wasserbauliche 
Maßnahmen vor.

Der passive Hochwasserschutz verfolgt den 
Schutz vor Hochwässern durch Verlegung von 
Nutzungen in nicht gefährdete Räume, die Besei-
tigung hochwassergefährdeter Objekte oder die 
Anpassung der Bewirtschaftung an die Möglich-
keit von Hochwasserabflüssen.

Grundsätzlich sind bei Maßnahmen für den 
Hochwasserschutz die Eingriffe in Gewässer und 
in das Gewässerumland zu minimieren. Gelinde-
re Maßnahmen sind jeweils vorzuziehen:

 z Maßnahmen des passiven Hochwasser-
schutzes sind jenen des aktiven Hochwas-
serschutzes

 z Maßnahmen im Einzugsgebiet vor Maßnah-
men am Gerinne

 z Retentionsmaßnahmen (Hochwasserrück-
haltebecken) vor linearen Maßnahmen

 z Naturnahe und gewässerspezifische vor na-
turfernen bzw. nicht dem Gewässertyp ent-
sprechenden Bauweisen

Zur Sicherung des bestehenden Siedlungs- und 
Wirtschaftsraumes werden durch das Bundesmi-
nisterium für Landwirtschaft, Regionen und Tou-
rismus, sowie durch das Land Steiermark aktive 
und passive Hochwasserschutzmaßnahmen in 
der Planung, Errichtung und Instandhaltung be-
treut und gefördert. Dafür ist ein jährliches Ar-
beits- und Bauprogramm in der Höhe von rund 25 
Millionen Euro Investitionsvolumen vorgesehen. 
Darüber hinaus wird hierbei ein Beitrag zur Erhal-
tung des guten ökologischen Potenzials bzw. Zu-
standes der Gewässer geleistet.

Lineare Regulierung eines Gewässers als aktive Hochwasserschutzmaßnahme (Beispiel Gasenbach 2021) © A14
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Die Hochwasserschutzmaßnahmen sind prioritär 
nach den Gefährdungspotenzialen umzusetzen, 
wobei in Zukunft die Folgen des Klimawandels, 
insbesondere die schon erkennbaren bzw. noch 
zu erwartenden Änderungen des Niederschlagge-
schehens, verstärkt zu beachten sein werden.

Als Indikator für die Wirksamkeit der getätigten 
Investitionen bzw. der umgesetzten Maßnahmen 
wird die Verminderung des volkswirtschaftli-
chen Schadens bzw. die Anzahl der geschützten 
Objekte dokumentiert werden.

Um einen bestmöglichen Hochwasserschutz für 
die Bevölkerung zu gewährleisten, ist es notwen-
dig, eine Priorisierung nach definierten Kriterien 
durchzuführen. Der Grad der Gefährdung, die Aus-
weisung als potenziell signifikantes Risikogebiet, 
die Verminderung des volkswirtschaftlichen 
Schadens sowie klimabedingte negative Auswir-
kungen sind dafür wesentliche Faktoren. 

Jährlich wird eine aktuelle Prioritätenliste der ge-
planten und umsetzungsreifen Hochwasser-
schutzmaßnahmen nach obengenannten Fakto-

ren im jeweiligen Jahresarbeitsprogramm sowie 
in der 5-Jahresvorschau erstellt.

5.1.4. Einzugsgebietsbezogene Gewässer-
entwicklung- und Risikomanagement-
pläne forcieren und umsetzen 

Mit dem neu geschaffenen Planungsinstrument 
der einzugsgebietsbezogenen Betrachtung hin-
sichtlich Gewässerentwicklung und Risikoma-
nagement (GE-RM) werden auf Grundlage einer 
Bestandsaufnahme der Gewässersituation, der 
Hochwassergefahr und des Hochwasserrisikos 
sowie unter Berücksichtigung der gewässeröko-
logischen Vorgaben und Erfordernisse die Ent-
wicklungsziele, Maßnahmenschwerpunkte und 
Handlungsoptionen für den Hochwasserschutz, 
die künftige Gewässerentwicklung, den Feststoff-
haushalt und das Hochwasserrisikomanagement 
festgelegt. Aktuell wird in einem österreichwei-
ten EU-kofinanzierten Pilotprojekt „LIFE IRIS – 
Integrated River Solutions Austria“ in der Steier-
mark an zwei Gewässern, der Enns und der Laf-
nitz, dieses neue Planungsinstrument angewandt. 

Der Ausbau von Rückhaltebecken gilt seit vielen Jahren als wichtige Strategie für effektiven Hochwasserschutz  
(Beispiel RHB Altenmarkt Fürstenfeld) © A14
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Es wird angestrebt, für alle großen Einzugsgebiete 
der Flüsse der Steiermark (Traun, Enns, Mürz, 
Raab, Feistritz, Lafnitz, Mur I–V, Kainach, Laßnitz, 
Sulm) Gewässerentwicklungs- und Risikoma-
nagementpläne zu entwickeln.

Wirkungen

Damit soll für die Zukunft eine weitere Verbesse-
rung bei der Umsetzung von flussbaulichen und 
gewässerökologischen Maßnahmen, insbesonde-
re auch im Sinne der Nutzung von Synergien er-
zielt werden.

5.1.5. Entwicklung und Umsetzung eines 
Flächensicherungskonzeptes  
für schutzwasserwirtschaftliche 
Maßnahmen 

Um die Dynamik sowie das biologische Leis-
tungsvermögen bestehender Abflusssysteme er-
halten und wiederherstellen zu können sowie die 
Erneuerungsfähigkeit zu bewahren, benötigen 
Fließgewässer den dafür notwendigen Platz. 
Hochwasserkorridore können einerseits raum-
planerische Maßnahmen für die Umsetzung von 
Hochwasserschutzmaßnahmen als Schutz der 
Bevölkerung und der Wirtschaft vor Schäden und 
Zerstörung sein und andererseits die ökologische 
Funktionsfähigkeit der Gewässer verbessern, um 
ihre nachhaltige Nutzbarkeit als wesentliches 
Landschaftselement und als ökologische Res-
source zu erhalten. Dafür ist es unablässig die ge-
wässernahen Bereiche und Flächen bereits im 
Vorfeld zu besichern. Darüber hinaus könnten 
ressortübergreifend Grundstücke für Maßnah-
men des Wasserbaus oder des Straßenbaus ange-
kauft werden, um im Anlassfall geeignete Tausch-
flächen zur Verfügung zu haben. 

Wirkungen

Durch ein geeignetes Instrument und Konzept für 
die Flächensicherung und das Flächenmanage-
ment soll eine langfristige Optimierung von 
schutzwasserwirtschaftlichen Maßnahmen er-
reicht werden.

Auch wird angestrebt, Retentionsflächen zu er-
halten bzw. zu reaktivieren. Wichtig in diesem 

Zusammenhang ist der Hinweis auf jenes Reten-
tionsvolumen, das mit dem Bau von Rückhaltebe-
cken schon geschaffen wurde und im Rahmen 
von schutzwasserwirtschaftlichen Maßnahmen 
noch zu erhöhen ist.

Für die Beobachtung der Zielerreichung soll ein 
geeigneter Indikator zur Darstellung der Erhö-
hung des Retentionsvolumens bzw. der Retenti-
onsflächen entwickelt werden.

Im Zusammenhang mit der Flächensicherung ist 
die Schaffung von Hochwasserkorridoren zu se-
hen. Mit der Ausweisung von Abflusskorridoren 
können die Schäden im Ereignisfall bei Starkregen 
massiv minimiert werden, da die negativen Aus-
wirkungen von Abflussspitzen in Hinblick auf ihre 
Intensität durch die Retentionsflächen ausgegli-
chen werden können. Ein nicht zu vernachlässi-
gender Nebeneffekt hierbei ist die Versickerung in 
den Retentionsflächen und der damit verbunde-
nen Grundwasseranreicherung. Neben der hier 
forcierten Schaffung bzw. Stärkung von natürli-
chem Wasserrückhalt in der Landschaft gilt es zu-
dem, dort, wo dies nicht möglich ist, künstliche 
Hochwasserrückhaltebecken zu errichten und da-
mit das Retentionsvolumen zu erhöhen. Diese Re-
tentionsmaßnahmen sind sowohl für Fließgewäs-
ser als auch für den Rückhalt von Hangwässern 
nach Starkregenereignissen vorgesehen.

5.2. Strategien für eine bestmögliche 
Sicherung von durch Rutschungen 
gefährdeten Objekten und Erwerbs-
flächen für Sonderkulturen 

Das Land Steiermark betreibt und unterstützt 
Maßnahmen zur Sicherung von durch Hangrut-
schungen gefährdeten Objekten, Infrastruktur-
einrichtungen und Erwerbsflächen für Sonder-
kulturen. Durch die Darstellung von bekannten 
rutschungsgefährdeten Flächen sollen Maßnah-
men in diesen Bereichen vorab vermieden wer-
den bzw. frühzeitig aktiv Maßnahmen gesetzt 
werden. Prioritär werden Maßnahmen bei akut 
auftretenden Rutschungen betrieben bzw. unter-
stützt.
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5.2.1. Kenntnis über rutschungsgefährdete 
Flächen schaffen 

Zur flächendeckenden Erfassung potenzieller 
Rutschungsgebiete werden Gefahrenkarten für 
Rutschungen erstellt. Auf diesen Gefahrenkarten 
werden die möglichen Wirkungsräume und die 
Gefahrenstufen von Rutschungen dargestellt. Des 
Weiteren wird die Fortführung eines digitalen 
Rutschhangkatasters weiter vorangetrieben.

 z Gefahrenkarten helfen, die Naturgefahren in 
der Raumplanung zu berücksichtigen. Eine 
Siedlungsentwicklung soll möglichst außer-
halb von Gefahrengebieten stattfinden. 

 z Sie zeigen den Handlungsbedarf für Schutz-
maßnahmen auf, wenn bestehende Gebäude 
und Infrastruktur in Gefahrengebieten lie-
gen.

 z Sie unterstützen die Notfallplanung und zei-
gen den Sicherheitsverantwortlichen, wo 
Personen aus potenziell gefährdeten Häu-
sern in Sicherheit gebracht werden müssen.

 z Sie ermöglichen es der Bevölkerung, sich 
über die Gefährdung ihres Umfelds ins Bild 

zu setzen und die notwendigen Maßnahmen 
im Rahmen der Eigenverantwortung zu tref-
fen.

Wirkungen

Mit einem zu schaffenden Gefahreninformations-
system für Rutschungen in raumrelevanten Be-
reichen von betroffenen Gemeinden sollen prä-
ventiv Schäden infolge von Hangrutschungen, 
vor allem an Gebäuden und Infrastruktur, vermie-
den bzw. reduziert werden.

5.2.2. Sicherung der Nutzbarkeit von beste-
henden Objekten, Infrastrukturein-
richtungen und von Erwerbsflächen 
für Sonderkulturen im  Ereignisfall 

Die Ziele von Rutschhangsicherungen liegen in 
der Wiederherstellung der Nutzbarkeit von beste-
henden Objekten und Infrastruktureinrichtungen, 
in der Erhaltung der Nutzbarkeit hochwertiger 
landwirtschaftlicher Erwerbsflächen und auch in 
der Vermeidung neuer Schadenspotenziale im 
Nahbereich von Rutschungsflächen. 

Rutschung gefährdet Wohnobjekt (Beispiel Mariatrost 2021) © A14 
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Für Flächen von Sonderkulturen werden im Rah-
men des Förderprogrammes „Ländliche Entwick-
lung“ unter dem Titel „Stabilisierung von Rut-
schungen“ Förderungen für präventive Rutsch-
hangsicherungen zur Verfügung gestellt.

Entsprechend dem Leitfaden „Hangstabilisierun-
gen, Geländekorrekturen und Landschaftspflege 
im Weinbau“ wird bei diesen Projekten besonders 
auf eine natur- und landschaftsschonende Aus-
führung geachtet.

Wirkungen

 z Das Risiko von wieder auftretenden Rut-
schungen nach Katastrophenereignissen 
wird erheblich reduziert. Dadurch werden 
stabile wirtschaftliche Verhältnisse geschaf-
fen. Präventive Rutschhangsicherung si-
chert oft auch an die Weingartenflächen an-
grenzende Hofflächen, Betriebsgebäude 
(Weinkeller) und Wohnhäuser.

 z Die Bearbeitbarkeit von Steillagen wird durch 
Reduktion der Neigung und durch rascheres 
Abtrocknen des Weingartens verbessert. 

Präventive Rutschhangsicherungen tragen 
zum Erhalt der für die Bewirtschaftung (Be-
fahrbarkeit) unbedingt erforderlichen Gras-
narbe bei und verhindern zusätzliche Boden-
verdichtungen im Weingarten.

 z Tiefdrainagen verbessern den Wasserhaus-
halt und den Erosionsschutz, sie vermindern 
auch die Abschwemmungsgefahr von Mut-
terboden und den Eintrag in Fließgewässer. 
Wässer aus Tiefdrainagen werden oft in 
Speicherbecken gesammelt und für die Be-
wirtschaftung der Weingärten (Bewässe-
rung, Pflanzenschutz) wiederverwendet. 

 z Es können Weingärten in Gunstlagen errich-
tet werden und das Abwandern weinbaulich 
und touristischer Betriebe wird verhindert. 
Präventive Rutschhangsicherung trägt somit 
zur Pflege und zum Erhalt der Einzigartigkeit 
der südsteirischen Landschaft bei.

Es wird angestrebt, die Nutzbarkeit der Flächen 
von Sonderkulturen im Rahmen der Förderung 
durch präventive Rutschhangsicherung dauer-
haft zu sichern.

Gefahrenkarte für Rutschungen © GIS Steiermark
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Als Indikator wird die Anzahl der gesicherten Ob-
jekte unter Berücksichtigung des Verkehrswertes 
bzw. der Sonderkulturflächen erfasst. 

5.3. Maßnahmen und Projekte

HORST

Im Jahr 2014 wurde eine umfassende Studie zum 
Hochwasserrisikomanagement in der Steiermark 
seitens der Technischen Universität Graz in Zu-
sammenarbeit mit dem Land Steiermark erarbei-
tet. Dabei wurden unter Berücksichtigung und 
Analyse der Naturgefahr Hochwasser, den inhalt-
lich betroffenen Institutionen des Hochwasserri-
sikomanagements sowie der geltenden Rechts-
normen ein steirisches Strategiekonzept und ein 
eigens für die Steiermark konzipierter Risiko-
kreislauf entwickelt. Die gewählten Strategien 
der Verbesserung des Informationsflusses, des 
optimalen Flächenmanagements sowie der Ver-
besserung von Prognosen und Warnungen gilt es 
hinsichtlich der Umsetzung zu evaluieren und in 
den nächsten Jahren weiter voranzutreiben.

STAHOR

Mit der Schaffung der Ständigen Arbeitsgruppe 
Hochwasserrisiko unter der Leitung des Koordi-
nators für Hochwasserrisikomanagement wurde 
ein geeignetes Instrument entwickelt, um fach-
übergreifend und interdisziplinär die Aufgaben 
und Kompetenzen der Entscheidungsträger in der 
Verwaltung zusammenzuführen. Die Zusammen-
arbeit des Steuerungsgremiums wird in den 
nächsten Jahren intensiviert um den vielfältigen 
und komplexen Herausforderungen im Hochwas-
serrisikomanagement gerecht zu werden.

Wir üben Hochwasser

Seitens des Bundesministeriums für Landwirt-
schaft, Regionen und Tourismus (BMLRT) wird 
für die kommenden Jahre die Kampagne mit dem 
Titel „Wir üben Hochwasser“ ins Leben gerufen. 
Das Land Steiermark sieht daher vor, gemeinsam 
mit Einsatzkräften Vor-Ort in mehreren Gemein-
den die breite Bevölkerung zu den Themen Vor-
warnung (Hydrologie, Informationsgrundlagen), 
Hochwasserschutz (Was leistet der Wasserbau 

Leitfaden für Hangstabilisierung © A14
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für die Bevölkerung) und Eigenvorsorge zu infor-
mieren. Dabei sollen in den ausgewählten Ge-
meinden, gemeinsam mit den Einsatzorganisati-
onen und dem Zivilschutzverband Aktionstage 
abgehalten werden, bei welchen die Bevölkerung 
aktiv eingebunden wird (Aufbau von mobilen Ele-
menten, Sandsackabfüllungen, etc.).

Infokampagne „Selbstschutz Hochwasser“

Im Jahr 2017 wurde mit dem gemeinsamen Pro-
jekt unter Beteiligung der Wasserwirtschaft, des 
Katastrophenschutzes, des Landesfeuerwehrver-
bandes sowie des Steirischen Zivilschutzverban-
des die steiermarkweite Infokampagne „Selbst-
schutz Hochwasser“ gestartet, bei der nach Mög-
lichkeit alle Gemeinden eingebunden werden 
sollen. Ziel ist es, der Bevölkerung im Rahmen 
kostenloser Informationsveranstaltungen, abge-
halten durch Personen des Zivilschutzverbandes, 
das Thema Hochwasserschutz und die verschie-
denen Möglichkeiten der Eigenvorsorge näher zu 
bringen. Ziel der steirischen Wasserwirtschaft ist 
es, diese Kampagne in den nächsten Jahren wei-
terhin zu unterstützen.

Konzepte für künftiges Flächenmanagement  
erstellen

In den nächsten Jahren soll die Entwicklung ei-
nes Flächensicherungskonzeptes für Gemeinden 
und Wasserbände in Zusammenarbeit mit dem 
Öffentlichen Wassergut vorangetrieben werden. 
Um Abflusskorridore im weiteren Sinn und Hoch-
wasserkorridore im engeren Sinn zu definieren, 
ist es notwendig, auf Gemeindeebene die dafür 
geeigneten Flächen, unter Bedachtnahme auf 
mögliche Einschränkungen der Raumnutzung 
und der landwirtschaftlichen Bewirtschaftungs-
form, vor Umwidmung in höherwertige Nutzung 
zu schützen. Dies ist unter anderem eine Voraus-
setzung, um die Funktionsfähigkeit dieser Korri-
dore zu gewährleisten. Für ein künftiges Flächen-
management wäre es zudem notwendig, seitens 
des Landes Steiermark und/oder der Gemeinden 
und Hochwasserschutzverbände auch Flächen 
auf „Vorrat“ zu erwerben, um im Umsetzungsfall 
einer baulichen Maßnahme (Wasserbau, Straßen-
bau) Tauschflächen zur Verfügung zu haben.

Leitfaden für Hangwasserkarten

Der Leitfaden „Empfehlungen zur Berücksichti-
gung von Gefahrenhinweisen durch Oberflächen-
abfluss (Hangwasser) in der Raumplanung sowie 
im Bauverfahren“ soll Planer und Gemeinden im 
Umgang mit Hangwasser unterstützen, um eine 
vorausschauende Raumplanung zur Vermeidung 
von Hochwasserschäden durch Hangwasser für 
künftige Gebäude- und Infrastrukturprojekte zu 
ermöglichen. Durch Vorgabe von wasserwirt-
schaftlichen Grundlagen und Empfehlungen zur 
Berücksichtigung von Gefahren- und Planungs-
hinweisen soll für wasserwirtschaftliche Fach-
planer und in weiterer Folge für Raumplaner und 
Behörden eine einheitliche Vorgangsweise in 
Widmungs- und Bauverfahren ermöglicht wer-
den. 

Gewässerpflegekonzepte erstellen und  
umsetzen

Gewässerpflegekonzepte wurden als Planungs-
instrument in der Bundeswasserbauverwaltung 
(BWV) eingeführt (Leitfaden Gewässerpflegekon-
zepte 2020), um auf einer übergeordneten Pla-
nungsebene jene Instandhaltungs-, Pflege- und 
Betriebsmaßnahmen auszuwählen und festzule-
gen, mit denen die Wirksamkeit von Hochwas-
serschutzanlagen und die Sicherstellung eines 
bestehenden Hochwasserschutzes bei gleichzeiti-
ger Erhaltung bzw. Verbesserung der ökologi-
schen Funktionsfähigkeit der Gewässer erreicht 
werden kann. In der Steiermark werden daher in 
den nächsten Jahren bis spätestens 2027 gemein-
sam mit den Baubezirksleitungen diese Konzepte 
entwickelt, um entsprechend der jeweiligen Ge-
wässercharakteristik und des festgelegten Maß-
nahmenkataloges arbeits- und kostensparend die 
Gewässerpflege und -instandhaltung umzuset-
zen.

Konzepte für Sedimentmanagement im Rahmen 
von Hochwasserereignissen weiterbetreiben

Der Umgang mit angefallenen Sedimenten nach 
Katastrophenereignissen ist in den letzten Jah-
ren zu einem zentralen Problem des Katastro-
phenmanagements geworden. Auch sind der Um-
fang der Aufgaben, die Komplexität der rechtli-
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chen Rahmenbedingungen sowie die finanziellen 
Aufwendungen für die Behandlung von Sedimen-
ten, insbesondere die Räumungs- und Lagerungs-
kosten, überproportional stark gestiegen. In An-
lehnung an das vom Forsttechnischen Dienst für 
Wildbach- und Lawinenverbauung in Zusam-
menarbeit mit dem ÖWAV entwickelte Regelblatt 
305 „Sedimentmanagement in alpinen Einzugs-
gebieten“ soll ein Sedimentmanagement für den 
Kompetenzbereich der Bundeswasserbauverwal-
tung ausgearbeitet werden, wo die allgemein 
technischen und ökologischen Aspekte, die recht-
lichen Rahmenbedingungen sowie Management-
konzepte für Vorsorgeflächen in den Gemeinden 
im Fokus stehen.

Investitionsprogramm Hochwasserschutz 2030 
erstellen

Für die Umsetzung von Hochwasserschutzmaß-
nahmen für prioritär ausgewiesene Gefährdungs-
bereiche stehen in der Steiermark für den Schutz-
wasserbau jährlich rund 25 bis 30 Millionen Euro 
zur Verfügung. Die anteiligen Bundesmittel (rund 
45 %) wurden durch den Bund bis zum Jahr 2027 
bereits zugesichert. Die entsprechenden Landes-
mittel sind in den jeweiligen Budgets noch vorzu-
sehen.

Auf Grund der Ergebnisse der Gefahrenzonenpla-
nungen, die aktuell für die Hauptflusstäler in der 
Steiermark bereits ausgearbeitet werden, ergibt 
sich ein Bedarf für Schutzbauten in der Höhe von 
rund 30 Millionen Euro pro Jahr. Der Anteil an In-
standhaltungs- und Erhaltungsmaßnahmen liegt 
dabei bereits nahezu bei einem Drittel der zu Ver-
fügung stehenden Finanzmittel.

Die Umsetzung von Hochwasserschutzmaßnah-
men bis 2030 wird sich basierend auf die bereits 
vorhandenen Ausweisungen der Gefahrenzonen 
und Hochwasserabflussgebiete auf die Stadt Graz, 
die Städte Feldbach und Deutschlandsberg, die 
Gemeinden an der Mur zwischen Frohnleiten und 
Spielfeld, auf die Gemeinden im Granitzenbachtal, 
auf Gemeinden im oberen Mürztal und im Stanz-
bachtal, auf Gemeinden in den Grabenlandtälern 
sowie auf die Gemeinden im Feistritztal, Raabtal 
und Lafnitztal konzentrieren. Daneben werden in 

Abhängigkeit vom Gefährdungspotenzial auch lo-
kale Hochwasserschutzprojekte umzusetzen sein.

Sicherung von Stauanlagen

In der Steiermark wurde eine große Anzahl an 
Stauanlagen mit unterschiedlichen Stauhöhen 
und Volumina errichtet. Während größere Stau-
becken auf Basis gesetzlicher Vorgaben und Be-
scheidauflagen einer regelmäßigen Kontrolle un-
terzogen werden, fehlen für kleinere Stauanlagen 
vergleichbare Regelungen. Im Sinne eines umfas-
senden Risikomanagements wird in Zukunft der 
Bedarf dahingehend zu prüfen sein und die An-
wendung der in Entwicklung befindlichen Regel-
werke wird auf Basis der bestehenden Kompeten-
zen zu verfolgen und zu beobachten sein.
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Die Steiermark 
verfügt über 
umfassende 
wasserwirtschaftliche 
Grundlagen

6

Eine effiziente und effektive Wasserwirtschaft 
benötigt umfassende Entscheidungsgrundlagen 
und Kenntnisse über wasserwirtschaftliche Zu-
sammenhänge. Dazu zählen Grundlagen über das 
Klima, Niederschlagsverhalten, die Hydrologie 
und die Hydrogeologie ebenso wie Daten über 
Wassernutzungen bzw. Eingriffe in den Wasser-
haushalt und Daten zur Beschreibung des ökolo-
gischen Zustandes der Gewässer. Die intensive, 
immer noch zunehmende Nutzung von Wasser, 
Versiegelung von Flächen sowie der Ausbau von 
Siedlungsraum und Infrastruktur haben wesent-
liche Auswirkungen auf den Wasserhaushalt. 
Dies erfordert somit eine ständige und fortlaufen-
de Beobachtung, Dokumentation und Auswertung 
wasserrelevanter Daten. Dabei gilt es einerseits 
über einen längeren Zeitraum bestehende Daten-
reihen fortzuführen bzw. aktuellen Anforderun-
gen zusätzlich Rechnung zu tragen und anderer-
seits durch den Einsatz zeitgemäßer Technolo-
gien (z. B. GIS) die Verfügbarkeit und Verwendbar-
keit für wasserwirtschaftliche Planungen besser 
und effizienter zu gestalten.

Um diesem Anspruch gerecht zu werden, wurde 
ein umfassendes zukunftsorientiertes Wasserin-
formationssystem Steiermark aufgebaut, das in 
Abstimmung mit den anderen Bundesländern 
laufend weiterentwickelt wird.

Im Rahmen der mittelbaren Bundesverwaltung 
hat das Land die Erfassung hydrografischer Daten 
vorzunehmen und diese so dazustellen und auf-
zubereiten, dass sie für wasserwirtschaftliche 
Planungen verwendet werden können.

In Erfüllung der im Wasserrechtsgesetz definier-
ten Aufgaben der wasserwirtschaftlichen Pla-
nung sind solche Daten zu sammeln, zu doku-
mentieren und auszuwerten, die für die Beobach-
tung der wasserwirtschaftlichen Entwicklung 
sowie für die Wahrnehmung der öffentlichen 
wasserwirtschaftlichen Interessen bei der Pla-
nung und Umsetzung von Projekten von Bedeu-
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tung sind. In diesem Zusammenhang gilt es auch, 
die für die Erfüllung der Berichtspflichten nach 
den Bestimmungen von EU-Richtlinien erforder-
lichen Daten zu schaffen.

Neben der Erfassung und Bereitstellung von Da-
ten sind wichtige wasserwirtschaftliche Planun-
gen (Abflussuntersuchungen, Gefahrenzonenplä-
ne, Wasserwirtschaftskonzepte, wasserwirt-
schaftliche Studien etc.) zu dokumentieren und 
zugänglich zu machen.

Weiters wurde dem Land die Aufgabe übertragen, 
bestehende wasserrechtliche Bewilligungen im 
Rahmen eines öffentlichen Buches (Wasserbuch) 
zu erfassen und öffentlich zugänglich zu machen.

Im Wasserinformationssystem Steiermark er-
folgt eine zeitgemäße Haltung der wasserbezoge-
nen Rechts- und Fachdaten in Verbindung mit 
geographischen Informationen. Eine stetige Pfle-
ge der Datenbestände sowie Erweiterungen um 
neue Themenbereiche gewährleisten die Anpas-
sung an die sich laufend ändernden technischen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen.

Die Implementierung von Schnittstellen ermög-
licht einen vereinfachten Datenaustausch mit an-
deren Stellen (Bund, Labore etc.). Mit den neuen 
Möglichkeiten zur Verbesserung des Datenflusses 
wird neben einer wesentlich verbesserten Ver-
fügbarkeit der Informationen auch eine Steige-
rung der Aktualität der Datenbestände erreicht. 

Das Informationssystem schafft die Möglichkeit 
einer effizienten, fachübergreifenden Bearbeitung 
wasserrelevanter Fragestellungen und Berichts-
pflichten. Darüber hinaus können der interessier-
ten Öffentlichkeit, unter Wahrung der daten-
schutzrechtlichen Vorgaben, über eine einfach zu 
bedienende Benutzeroberfläche Daten zur Verfü-
gung gestellt werden.

6.1. Strategien zur Schaffung und Bereit-
stellung von umfassenden wasser-
wirtschaftlichen Grundlagen 

6.1.1. Erhebung des Wasserkreislaufes  
mit Auswertung und Analyse der 
erhobenen Daten 

Nach den Bestimmungen und Vorgaben des Was-
serrechtsgesetzes (vormals Hydrografie Gesetzes) 
werden Messungen zur quantitativen und quali-
tativen Beschreibungen des Wasserkreislaufes 
bzw. -haushaltes durchgeführt. So umfasst das 
Messstellennetz des Hydrografischen Dienstes 
830 Grundwassermessstellen, 187 Niederschlags-
messstellen und 154 Oberflächenwassermessstel-
len. Die Festlegung der Messstellen erfolgt einer-
seits mit dem Bund im Rahmen der Wasserkreis-
lauferhebungsverordnung, andererseits durch 
das Land selbst zur verbesserten Beobachtung 
bedeutender Wasservorkommen.

In den nächsten Jahren sollen die Modernisie-
rung bzw. Optimierung des Messstellennetzes 
entsprechend den wasserwirtschaftlichen und 
gesetzlichen Erfordernissen fortgesetzt, die be-
stehenden Messstellen technisch verbessert und 
die Datenübertragung weitestgehend automati-
siert werden. Bis zum Jahr 2025 ist vorgesehen, 
dass sämtliche prioritäre Messstellen mit einer 
redundanten Datenerfassung sowie Online-Da-
tenübertragung ausgestattet sind. Damit soll si-
chergestellt sein, dass z. B. für den Hochwasser-
nachrichtendienst aktuellste Daten über die Ent-
wicklung von Hochwässern für die Katastro-
pheneinsatzorganisationen mit größtmöglicher 
Ausfallsicherheit bereitgestellt werden bzw. die 
Hochwasserprognosemodelle in ihrer Aussage 
optimiert werden können. Weiters wird dadurch 
sichergestellt, dass die Auswertung und Bereit-
stellung hydrografischer Daten für Planungen, Be-
hördenverfahren und Berichtspflichten schneller 
und effizienter möglich sind.

Der Zugang zu den hydrografischen Daten wird 
über die offiziellen Jahresberichte hinaus durch 
Monatsberichte beschleunigt und mittels Internet 
verbessert und vereinfacht. Auf Basis dieser Da-
ten erstellte hydrologische Gutachten werden in-
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nerhalb kürzester Zeit (2 bis 4 Wochen) nach An-
tragstellung zur Verfügung gestellt.

Angestrebte Wirkungen

Mit der beschriebenen Strategie soll sichergestellt 
werden, dass die erforderlichen hydrografischen 
Daten erhoben und bestmöglich bereitgestellt 
werden. Dabei wird der vollständige Ausbau des 
benötigten Messstellennetzes bei gleichzeitiger 
Einrichtung einer Fernübertragung angestrebt. 
Der Automatisierungsgrad im Messstellennetz 
soll von derzeit 50 % auf 100 % angehoben werden. 
Durch den Ausbau der Fernabfrage von Messda-
ten wird die Aktualität der Daten für Messstellen 
verbessert. Die Erreichung der angestrebten Ziele 
und Wirkungen soll im Rahmen der jeweiligen 
Jahresarbeitsprogramme sichergestellt und do-
kumentiert werden.

6.1.2. Erfassung wasserwirtschaftlicher 
Basisdaten weiterentwickeln und 
Aktualisierung sicherstellen

Wasserwirtschaftliche Basisdaten umfassen Da-
ten über die Wasserrechte und Anlagen zur Was-
sernutzung und zum Hochwasserschutz, Daten 
zur Beschreibung der wasserwirtschaftlichen 
Verhältnisse (Grad der Wasserversorgung, Grad 
der Abwasserentsorgung etc.), Daten zu Wasser-
wirtschaftlichen Planungen (z. B. Abflussunter-
suchungen, Studien, Projekte etc.), Daten zum Zu-
stand der Gewässer sowie wesentliche räumliche 
Grundlagen wie Gewässernetz und Einzugsgebie-
te, Schutz- und Schongebiete oder die Grundstü-
cke des Öffentlichen Wassergutes.

Die Kenntnis dieser Daten ist von Bedeutung für 
die Optimierung von Planungsprozessen, für die 
Entwicklung von wasserwirtschaftlichen Maß-
nahmen mit Prioritätensetzung und für die Dar-
stellung des wasserwirtschaftlichen Zustandes 
und der Entwicklungserfordernisse. Die Erfas-
sung dieser Daten ist vielfach unter Einbeziehung 
von Gemeinden, Verbänden, Unternehmen und 

Messstellenübersicht des Hydrografischen Dienstes © GIS Steiermark
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Private vorzunehmen und die Erfassung dieser 
Daten wird auf das unbedingt erforderliche Aus-
maß zu beschränken sein. Für die Erhebung sind 
effiziente Instrumente (z. B. internetunterstützte 
Datenerhebungen) einzusetzen und es wird eine 
bestmögliche verwaltungsinterne Koordination 
zur Minimierung der Belastung der Datenliefe-
ranten und zur Vermeidung von redundanten 
Datenerfassungen vorzunehmen sein. Viele der 
wasserwirtschaftlichen Basisdaten sind Grund-
lage für Berichtspflichten nach den Bestimmun-
gen von EU-Richtlinien.

Angestrebte Wirkungen

Durch umfassendes Wissen über Lage, Größe und 
Zustand von wasserwirtschaftlichen Anlagen so-
wie wichtige Statistiken ist eine koordinierte und 
vorausschauende Wasserbewirtschaftung bei 
gleichzeitiger wirtschaftlicher Optimierung zu er-
warten.

6.1.3. Führung und Weiterentwicklung eines 
landeseinheitlichen wasserwirt-
schaftlichen Informations systems 
unter Einbeziehung des Wasserbu-
ches sicherstellen

Das Wasserinformationssystem (WIS) Steiermark 
stellt die technische Plattform für die Zusammen-
führung, effiziente Verwaltung und optimale Nut-
zung der wasserwirtschaftlichen Daten dar. Ziel 
der Führung und Weiterentwicklung des abtei-
lungsübergreifenden wasserwirtschaftlichen In-
formationssystems ist es, eine qualitätsgesicherte 
Verfügbarkeit von wasserwirtschaftlich relevan-
ten Daten zu gewährleisten sowie die Erfüllung 
von Berichtspflichten bestmöglich zu unterstüt-
zen.

Das öffentliche Wasserbuch bildet die Basis 
des  wasserwirtschaftlichen Informationssys-
tems und ermöglicht mit seiner Funktion als öf-
fentliches Buch die Evidenthaltung aller Wasser-
rechte und einen zeitgemäßen sowie effizienten 
Zugang zu Daten.

Pegelstation Graz – Messstation und Informationspunkt  © A14
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Angestrebte Wirkungen

Durch das Wasserinformationssystem Steier-
mark wird die Minimierung des Bearbeitungsauf-
wandes zur Datenverarbeitung, eine Steigerung 
der Aktualität und Verfügbarkeit qualitativ hoch-
wertiger Datenbestände zu wasserbezogenen 
Themen, die Nutzbarkeit der Informationen für 
alle landesinternen Fachbereiche, das Informie-
ren der Öffentlichkeit und die Vereinfachung der 
Erfüllung der Berichtspflichten angestrebt. Insbe-
sondere wird das öffentlich zu führende Wasser-
buch auf zeitgemäßem technischen Standard so-
wie anwenderfreundlich geführt.

Die Erreichung der angestrebten Wirkung soll 
durch die in Abstimmung mit anderen Bundes-
ländern verfolgten Weiterentwicklungen des Sys-
tems sowie über die Anzahl der Systemnutzun-
gen (z. B. Datennutzung) dokumentiert werden. 
Die Zugriffe auf das Wasserinformationssystem 
sollen erfasst und bewertet werden.

6.2. Maßnahmen und Projekte

Führung und Weiterentwicklung des Wasser-
wirtschaftlichen Informationssystems

Ausgelöst durch die gestiegenen Anforderungen 
an eine umfassende und vernetzte Bearbeitung 
wasserwirtschaftlicher Themen und Planungen 
– bedingt durch EU-Vorgaben – wurde 2007 mit 
dem Aufbau eines GIS-basierten Wasserinforma-
tionssystems Steiermark unter Einbindung des 
Wasserbuches begonnen. Das WIS-Steiermark 
wurde seither in Zusammenarbeit mit anderen 
Bundesländern sukzessive weiterentwickelt und 
um zahlreiche wasserwirtschaftliche Themenbe-
reiche erweitert. Der weitere Ausbau im Rahmen 
der WIS-Bundesländerkooperation sowie die lau-
fende Aktualisierung und Verbesserung der Daten 
soll fortgesetzt werden.

Ausbau und Modernisierung des hydrografi-
schen Messnetzes, der Datenübertragung und 
Datenbereitstellung

Die Betreuung und Datengewinnung auf Basis des 
umfassenden Messstellennetzes ist mit der gefor-

derten Qualität nur durch den Einsatz zeitgemä-
ßer Technik möglich. In den nächsten Jahren ist 
die bereits begonnene Modernisierung fortzuset-
zen und weitestgehend abzuschließen.

Aufbau, Entwicklung und Führung von Hochwas-
serprognose- und Warnsystemen an der Mur, 
Enns und Raab

Beginnend mit der Mur im Jahr 2005 wurde durch 
den Hydrografischen Dienst des Landes Steier-
mark mit der Realisierung moderner Hochwas-
serprognose- und Warnsysteme begonnen. In den 
Jahren 2007 bzw. 2011 wurde die Entwicklung der 
Prognosemodelle für die Enns und die Raab ab-
geschlossen. Im Rahmen von EU-Projekten sollen 
die bestehenden Prognosemodelle ständig wei-
terentwickelt bzw. dem Stand der Technik ange-
passt werden, um auch weiterhin eine effiziente 
Hochwasserprognose für die Steiermark gewähr-
leisten zu können.
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Die Erreichung eines sorgsamen nachhaltigen 
Umganges mit der Ressource Wasser erfordert 
neben den rechtlichen und technischen Regelun-
gen ein umfassendes Bewusstsein der Bevölke-
rung über die Bedeutung der Ressource Wasser 
bzw. des Grundwassers für das Leben des Men-
schen und für die Natur.

Die Bevölkerung ist zu überzeugen, dass sie einen 
wichtigen Beitrag zur Schonung des Wassers 
durch Vermeidung von Verunreinigungen bzw. 
von Verschmutzung von Wasser leisten kann. Es 
gilt darüber hinaus Verständnis für rechtliche 
Vorgaben und daraus möglicherweise resultie-
rende Kosten und Gebühren zu wecken. Dies gilt 
für Maßnahmen der Abwasserreinigung, des ge-
zielten Schutzes von Grundwasser und Quellen 
und der Umsetzung von gewässerökologischen 
Maßnahmen.

Die Bedeutung 
des Wassers und 
der Gewässer ist im 
Bewusstsein der 
steirischen Bevöl-
kerung verankert

7

Der Steiermarkbrunnen (Pantherbrunnen) fördert  
das Wasserbewusstsein  © A14
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Die Bevölkerung ist jedoch auch umfassend über 
die wasserbedingten Gefahren wie Hochwasser 
zu informieren und über Möglichkeiten der Ver-
meidung von Risiken und Schäden an Gebäuden 
sowie über geeignete Maßnahmen zur Eigenvor-
sorge (Selbstschutz, Objektschutz) in Kenntnis zu 
setzen.

Das Wasserbewusstsein der Gesellschaft ist die 
Basis für einen nachhaltigen Umgang mit der 
Ressource Wasser. Die Maßnahmen zur Bewusst-
seinsbildung können dabei von umfassender In-
formationstätigkeit über Schulbildung bis hin 
zum Einsatz aller zur Verfügung stehenden Me-
dien reichen.

7.1. Strategien zur Schaffung und  
Erhaltung von Wasserbewusstsein

Zur Schaffung und Erhaltung von Wasserbe-
wusstsein wird folgende Strategie verfolgt:

Öffentlichkeitsarbeit zielgerichtet forcieren

Wichtige wasserwirtschaftliche Projekte sollen 
durch eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit be-
gleitet werden. Damit sollen einerseits Inhalt und 
Bedeutung eines Projektes vermittelt und ande-
rerseits das Bewusstsein zum projektbezogenen 
Thema verbessert werden. Dabei soll auch die 
Leistung des Landes zur nachhaltigen Bewirt-
schaftung des Wassers bzw. zum Schutz vor was-
serbedingten Naturgefahren dargestellt werden.

In Zukunft ist auch die allgemeine Information 
und Wissensweitergabe durch regelmäßige Be-
richte, Aussendungen und einen zeitgemäßen In-
ternetauftritt zu verstärken bzw. sicherzustellen. 
Es ist vorgesehen, die Wasserbildungsmaßnah-
men an Schulen fortzusetzen.

Angestrebte Wirkungen

Die Feststellung und Bewertung des Wasserbe-
wusstseins der Bevölkerung kann am zweckmä-
ßigsten mittels einer Befragung, die in regelmäßi-
gen Abständen wiederholt wird, durchgeführt 
werden. Dabei soll kurzfristig ein Fragebogen mit 
Themen zu den wichtigsten wasserwirtschaftli-

chen Themen erarbeitet und eine erste Befragung 
durchgeführt werden.

7.2. Maßnahmen und Projekte

Wasserland Steiermark

Das Projekt „Wasserland Steiermark“ wird im 
Auftrag der Wasserwirtschaftsabteilung des Lan-
des durch das Umwelt-Bildungs-Zentrum Steier-
mark im Rahmen der Initiative St:WUK betrieben. 
Ziel des Projekts ist u. a. die Bewusstseinsbildung 
durch Fachinformationen und Bildungsangebote 
in den Pflichtschulen. Das Projekt soll in den 
nächsten Jahren fortgeführt werden.

Fachinformationsserver – Wasserwirtschaft 
Steiermark im Internet

Der Fachinformationsserver FIS-Wasserwirt-
schaft stellt einen umfassenden Internetzugang 
zu Themen der Wasserwirtschaft dar und die 
weitere Entwicklung und ständige Aktualisie-
rung ist für eine wirksame Öffentlichkeitsarbeit 
unerlässlich.

Projekt- und themenbezogene  
Öffentlichkeitsarbeit

Bei wichtigen wasserwirtschaftlichen Projekten, 
die aus Mitteln des Landes finanziert bzw. geför-
dert werden, soll gezielt die Öffentlichkeit infor-
miert werden.

Meinungsumfragen zum Stand und der  
Entwicklung von Wasserbewusstsein

Das Bewusstsein der Bevölkerung soll an Hand 
von noch zu entwickelnden Standardfragen erho-
ben und in regelmäßigen Abständen eruiert wer-
den („Wasserpegel“).
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8.1. Strategien zur Sicherstellung  
einer effizienten Wasserwirt-
schaftsverwaltung

Zur Sicherstellung einer effizienten Wasserwirt-
schaftsverwaltung wird folgende Strategie ver-
folgt:

8.1.1. Effektive Kommunikation  
sowie ständige Mitarbeiterquali-
fizierung, nationale/internationale 
Kooperation kontinuierlich und 
 innovativ betreiben

Die Abstimmung von Planungsinteressen von 
wasserrelevanten Projekten erfordert eine klare 
Aufgabenzuordnung und Schnittstellenfestlegun-
gen. Die Entwicklung und qualitätsgesicherte 
Umsetzung von Planungs- und Umsetzungspro-
zessen kann nur unter Anwendung zeitgemäßer 
Kommunikationsmethoden und fachbereichs-
übergreifender Kontakte erreicht werden. Darüber 
hinaus sind gezielte Qualifizierungsmaßnahmen 
für Mitarbeiter der Wasserwirtschaftsverwaltung 
auch im Zusammenwirken mit weiteren Akteu-
ren der Wasserwirtschaft (Behörden, Planungs-
büros, Interessensvertretungen, Organisationen, 
Gemeinden, Unternehmen etc.) zu betreiben.

Die Beteiligung am Informationstransfer und an 
Projekten mit Ländern der Europäischen Union, 
vor allem im Rahmen laufender Förderungspro-
gramme, bildet die Basis eines umfassenden Wis-
sensaufbaus auf internationalem Niveau und un-
terstützt die Entwicklung von innovativen Maß-
nahmen und Perspektiven. Im Interesse zu-
kunftsweisender Neuerungen sind zielgerichtet 
Forschungsinitiativen und -projekte zu unterstüt-
zen.

Die Wasserwirtschaftsverwaltung  
erfolgt effizient und auf hohem  
Ausbildungsniveau

8

Eine geordnete, dem Prinzip der Nachhaltig-
keit Rechnung tragende Wasserwirtschaft ist 
nur möglich, wenn die Umsetzung der recht-
lichen und fachlichen Vorgaben mit der not-
wendigen Qualität von in der Verwaltung tä-
tigen Personen und Organen erfolgt. Dies setzt 
voraus, dass gut ausgebildetes und ständig 
weitergebildetes Personal den aktuellen 
Stand des wasserwirtschaftlichen Wissens 
kennt und zur Anwendung bringen kann. Da-
bei gilt es einerseits die Bereitstellung not-
wendiger personeller und finanzieller Res-
sourcen für effektive Planungen und Verfah-
ren zu gewährleisten und andererseits durch 
zeitgemäße Verwaltungsmaßnahmen die er-
forderliche Effizienz zu erreichen.

Eine vorausschauende Wasserwirtschafts-
verwaltung und eine bestmögliche Umset-
zung laufender Projekte sind auch als eine 
umfassende Kommunikationsaufgabe unter 
Beachtung nationaler und internationaler 
Standards zu sehen.
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Angestrebte Wirkungen

Zur regelmäßigen Evaluierung der Qualität und 
Effizienz der Wasserwirtschaftsverwaltung sol-
len kurzfristig geeignete Kennzahlen wie z. B. 
Weiterbildungsquote, Erreichung definierter Ziele, 
Feedback bzw. bereitgestellte finanzielle Mittel 
für Forschung und Innovation entwickelt werden.

8.2. Maßnahmen und Projekte

Qualitätssicherung in der Projektabwicklung

Durch die Anwendung zeitgemäßer Projektma-
nagementinstrumente soll eine koordinierte und 
effiziente Abwicklung von Programmen und Pro-
jekten erreicht werden.

Aus- und Weiterbildung

Die zeitgemäße Aus- und Weiterbildung von Mit-
arbeitern unter Beachtung der aktuellen Entwick-
lungen soll die Qualität der wasserwirtschaftli-
chen Verwaltung sichern.

Kommunikations- und Informationsplattform

Die ständige Kommunikation mit den Partnern 
der Wasserwirtschaftsverwaltung und der so zu-
stande kommende Erfahrungs- und Informati-
onsaustausch soll die Qualität und Effizienz der 
steirischen Wasserwirtschaft erhalten bzw. ver-
bessern.

Teilnahme und Mitwirkung an nationalen und in-
ternationalen Fachgremien

Die Mitarbeit und Teilnahme an nationalen und 
internationalen Fachgremien ermöglicht eine 
fachlich breit verankerte Entwicklung in der 
Wasserwirtschaft, zumal wichtige Wasserbewirt-
schaftungsfragen im nationalen und zunehmend 
im internationalen Zusammenhang stehen.
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